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Großbritannien rüstet zur See
diepresse.com/home. maf. Das briti-
sche Unterhaus hat gegen die Stimmen 
von Teilen der Labour-Fraktion und 
entgegen den Wünschen der Regie-
rung Schottlands mit 472 zu nur 117 
Stimmen beschlossen, die veraltenden 
Atom-U-Boote durch vier strategische 
U-Boote mit je bis zu 40 thermonuk-
learen Sprengköpfen zu ersetzen. Die 
Kosten werden laut Schätzungen im 
Bereich von 50 Milliarden Euro liegen. 
Die Schiffe werden von der britischen 
Firma BAE-Systems gebaut, die An-
triebsreaktoren so wie auch die Lenk-
waffen aus den USA bezogen. Die ther-
monuklearen Sprengköpfe baut Groß-
britannien selbst. Die Sprengkraft soll 
„einstellbar“ sein, damit würden auch 
„folgenarme Schläge gegen kleine Zie-
le und reine Machtdemonstrationen“ 
möglich. – Die Atom-U-Boot-Flotten 
der Nuklearmächte wurden in der Zeit 
der Blockkonfrontation mit dem Ziel 
konzipiert, auch nach einem verhee-
renden Nuklear angriff z.B. auf Lon-
don Vergeltung üben zu können. Die 
Überlegung war: Unterirdische Ra-
ketensilos, rollende Abschussrampen, 
beständig in der Luft gehaltene stra-
tegische Bomberverbände können von 
einem mächtigen Angreifer im Zug des 
Erstschlags miterledigt werden. In den 

Weiten und Tiefen der Ozeane auf Mo-
nate hin unabhängig operationsfähige 
Atom-U-Boote nicht. Ortungstechni-
ken und Zielgenauigkeit der Raken 
wurden in den seither verstrichenen 
Jahrzehnten beständig perfektioniert. 
Die Welt ist vermessen. Die Ozeane 
sind es – noch – nicht. Der Hinweis aus 
die Fähigkeit zu „folgenarmen Schlä-
gen“ und „Machtdemonstrationen“ ist 
jedoch alarmierend. Großbritannien 
wirft sein militärisches Gewicht nicht 
etwa zum Erhalt oder Herstellung ei-
nes Gleichgewichts in die Waagscha-
le. Diese Waffensysteme verstärken 
die Fähigkeit zum Interventionskrieg 
gegen kleinere und mittlere Mächte. 
Britische Regierungen könnten, so aus-
gestattet, auch außerhalb von Bündnis-
sen handeln bzw. in Bündnissen ihrem 
Standpunkt Geltung verschaffen. Man 
sieht hier die Idee der nationalen Sou-
veränität am Werke. Sie kostet Geld, 
Geld, Geld. Mit seinem Beschluss hat 
das Unterhaus die Rangfolge der Werte 
fixiert, die britische Politik bestimmen 
sollen: Zuerst kommt, koste es was es 
wolle, die Souveränität, verstanden als 
Fähigkeit zur selbständigen Kriegfüh-
rung. Die Premierministerin, die von 
einer Politik des sozialen Ausgleichs 
spricht, hat die Haushaltsmittel dazu 
schon, man kann sagen tags darauf, 
umgewidmet.

http://www.atomwaffenfrei.de/aktiv-werden.html
Taten statt leerer Worte – Abzug statt Aufrüstung der Atomwaffen!
[19. Juli 2016] bis 15. September 2017
Die neue Petition ist schon da! Damit fordern wir die Bundesregierung auf, ent-
sprechend dem Wunsch der überwältigenden Mehrheit der BundesbürgerInnen, 
die nukleare Aufrüstung in Deutschland zu verhindern, tatkräftig für den Ab-
zug der Atomwaffen aus Büchel einzusetzen und diplomatische Schritte für ein 
Atomwaffenverbot zu unterstützen.
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Taten statt leerer Worte:
Abzug statt Aufrüstung der Atomwaffen!
Auf dem Fliegerhorst Büchel (Eifel) lagern noch immer ca. 20 US-Atomwaffen. In den kommenden Jahren ist geplant, diese durch  
weiter entwickelte und zielgenauere Typen zu ersetzen, womit die Hemmschwelle für einen Atomwaffeneinsatz sinkt. Dies ist eine  
klare nukleare Aufrüstung, die von der deutschen Regierung unterstützt wird und an der sich Deutschland finanziell beteiligen soll.  
International unterstützt die Bundesregierung die ablehnende Haltung der Atomwaffenstaaten gegenüber einem Verbotsvertrag,  
der von der Mehrheit der UNO-Staaten angestrebt wird.

Wir fordern die Bundesregierung auf 1:
Entsprechen Sie dem Wunsch der überwältigenden Mehrheit der BundesbürgerInnen (Forsa-Umfrage März 2016 2) und zeigen  
Sie Verantwortung und Weitsicht, denn Atomwaffen und die Androhung ihres Einsatzes sind nach einem Gutachten des internationalen 
Gerichtshofes völkerrechtswidrig. 

 Verhindern Sie die nukleare Aufrüstung in Deutschland.
 Setzen Sie sich tatkräftig für den Abzug der Atomwaffen aus Büchel ein.
 Unterstützen Sie auf allen Ebenen diplomatische Schritte für ein Verbot von Atomwaffen.

Ja, ich unterzeichne die Erklärung: Abzug statt Aufrüstung der Atomwaffen!

Unterschriebene Liste bitte bis 15. September 2017 einsenden an: Netzwerk Friedenskooperative  ·  Römerstr. 88  ·  53111 Bonn
Weitere Listen können angefordert werden:  Telefon 0228 / 692904  ·  Fax 0228 / 692906  ·  eMail info@atomwaffenfrei.de
1 Die Unterschriften werden der Verhandlungsdelegation für die neue Regierung nach der Bundestagswahl 2017 rechtzeitig zu den Koalitionsverhandlungen in Berlin übergeben.   //  2 Siehe Rückseite

Büchel ist üBerall!

atomwaffenfrei.
 jetzt

Stopp der nuklearen  
Aufrüstung in Deutschland
Abzug der Atomwaffen  
aus Büchel
Verbot der Atomwaffen

>
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Brexit 
wir dokumentieren die antrittsrede der neuen britischen Premierministerin 
theresa may vollständig in der offiziellen übersetzung.

Die soeben von der Königin mit der 
Regierungsbildung beauftragte The-
resa May entwickelt ihr Konzept. Ihre 
Kritik an sozialer Ungleichheit ist 
datenbezogen, lässt sich mit Statistik 
fassen. Kurz bevor sie ihr Kabinett 
präsentierte, formulierte Frau May 
dessen Auftrag: Kampf gegen „krasse 
Ungerechtigkeit“. Dennoch ist ihr An-
satz nicht menschenrechtlich, sondern 
„unio nistisch“. Maßstab ist die Einheit 
des Staates, konkret und staatsrecht-
lich präzise benannt, von England, 
Schottland, Wales und Nordirland. Die 
Premierministerin glaubt, diese Union 
durch Kontrolle der Außenbeziehun-
gen des Vereinigten Königsreichs för-
dern zu können. Ein zentraler Punkt ist 
dabei, die Unterbindung der Arbeits-
marktfreizügigkeit. Im Deutschen gibt 
es dafür das Schlagwort: „Einwande-
rung in die Sozialsysteme stoppen“. 

Der von Frau May aufgerufene Unio-
nismus ist unvollständig. Sie sagt nicht, 
wodurch Großbritannien mit dem Rest 
der Welt verbunden ist. In ihrer Rede 
lebt das Land nicht mit der Welt, son-
dern in der Welt. Der Doktrin nach ist 

damit eine schroffe nationalistische 
Abgrenzung angelegt. 

Unwahrscheinlich ist, dass die von 
der Regierung May angestrebten Ziele, 
quantitativ messbare Fortschritte in 
Sachen sozialer Gleichheit und gefes-
tigte Einheit von Schottland, Wales, 
Nordirland und England, sich auf dem 
Wege der Abgrenzung überhaupt er-
reichen lassen. Der Bürgerkrieg in und 
um Nordirland hat sich erst unter dem 
Dach der EU politisch moderieren las-
sen, die drohende schottische Abspal-
tung unter der Parole „Better together“ 
abwenden lassen, in der die Mitglied-
schaft in der EU, so wenigstens sagt es 
die schottische Regierung, mitgedacht 
war. Diese Ungewissheiten wird das 
inzwischen gebildete Kabinett klären 
müssen. In dürren Worten: Der Brexit-
Minister David Davis wird einen Plan 
entwickeln müssen, der in Schottland, 
Nordirland, Wales und England Zu-
stimmung findet. Hieran kann sein Mi-
nisterium scheitern. 

Der Brexit-Plan wird auch Vorstel-
lungen über die Ordnung der Außenbe-
ziehungen des Vereinigten Königreichs 

enthalten müssen. Diese Elemente des 
Plans berühren andere, die Zustim-
mung mindestens signalisieren müs-
sen. Daran kann der neue Außenminis-
ter Boris Johnson scheitern. Am Ende 
wird der Brexit, der ein Sozial- und Au-
ßenwirtschaftsplan sein muss, Haus-
haltsbeschlüsse erforderlich machen. 
Daran kann die Premierministerin im 
Unterhaus scheitern. 

Aus der Ferne gewinnt man den Ein-
druck, dass die Regierung May ver-
sucht, den Prozess in eine Reihe einzel-
ner Schritte zu zerlegen, was an jeder 
Verzweigung des Weges Reflexion und 
Neubestimmung ermöglicht. Muss das 
uns, die wir im Vereinigten Königreich 
Großbritannien keine Stimme haben, 
so ins Einzelne gehend überhaupt inte-
ressieren? Wenn alles friedlich schied-
lich geht, wird am Ende historisch ge-
klärt sein, ob es einen Weg zurück zu 
einem nationalistisch definierten Sozi-
alstaat überhaupt geben kann, welche 
Verbesserungen Einrichtungen wie die 
EU stabilisieren könnten. 

Die EU wird in diesem Prozess ge-
zwungen sein, ihre Beziehungen zum 
„Rest der Welt“ zu bedenken und den 
Irrweg eines europäischen Nationa-
lismus gar nicht erst zu versuchen. 
 martin fochler

https://www.gov.uk/government/speeches/statement-from-the-new-prime-minister-theresa-may.de, 13.7.2016

Ich komme gerade vom Buckingham-
Palast, wo Ihre Majestät die Königin 
mich beauftragt hat, eine neue Regie-
rung zu bilden, und ich habe den Auf-
trag angenommen. Ich trete nun in 
die Fußstapfen von David Cameron, 
der ein großartiger, moderner Premi-
erminister war. Unter David Came-
rons Führung hat die Regierung die 
Wirtschaft stabilisiert, das Haushalts-
defizit reduziert, und mehr Menschen 
als je zuvor in Arbeit gebracht. David 
Camerons wahres Vermächtnis aber 
findet sich nicht in der Wirtschaft, 
sondern in sozialer Gerechtigkeit. Von 
der Einführung der gleichgeschlechtli-
chen Ehe bis zur vollständigen Steuer-
befreiung für Geringverdiener – David 
Cameron hat das Land als eine Nation 
geführt, und in diesem Sinne gedenke 
auch ich zu regieren.

Vielleicht wissen das nicht alle, aber 
der vollständige Name meiner Partei 
lautet Konservative und Unionistische 
Partei, und das ‚unionistische‘ Element 
ist sehr wichtig für mich. Es bedeutet, 
dass wir an die Union glauben: an die so 
kostbaren und wertvollen Bindungen 
zwischen England, Schottland, Wales 
und Nordirland. Es bedeutet aber auch 
noch etwas anderes, das genauso wich-
tig ist. Es bedeutet, dass wir nicht nur 
an die Einheit der Nationen des Verei-
nigten Königreichs glauben, sondern 
auch an die Einheit aller unserer Bür-
ger, jedes Einzelnen von uns, wer auch 

immer wir sind und wo auch immer wir 
herkommen.

Es bedeutet, den Kampf aufzuneh-
men gegen die krasse Ungerechtigkeit, 
dass Sie, wenn Sie als armer Mensch 
geboren werden, im Durchschnitt neun 
Jahre früher sterben als andere. Dass 
Sie als Schwarzer vom Strafjustizsys-
tem nicht so gut behandelt werden wie 
ein Weißer. Dass Sie als weißer Ar-
beitersohn geringere Chancen haben, 
eine Universität zu besuchen, als ir-
gend jemand sonst in Großbritannien. 
Dass Sie als Schüler oder Schülerin 
an einer staatlichen Schule geringere 
Aussichten haben, in einen der Spitzen-
berufe zu kommen, als jemand, der eine 
Privatschule besucht. Dass Sie als Frau 
weniger verdienen als ein Mann. Dass 
Sie, wenn Sie psychische Probleme ha-
ben, nicht genug Hilfe bekommen. Dass 
es für Sie als junger Mensch schwerer 
ist denn je zuvor, Wohneigentum zu 
erwerben.

Aber der Auftrag, Großbritannien 
zu einem Land zu machen, in dem es 
allen gut geht, bedeutet noch mehr 
als den Kampf gegen diese Ungerech-
tigkeiten aufzunehmen. Wenn Sie aus 
einer einfachen Arbeiterfamilie kom-
men, ist das Leben für Sie viel härter 
als es vielen Parlamentariern bewusst 
ist. Sie haben einen Arbeitsplatz, aber 
er ist nicht unbedingt sicher. Sie haben 
ein Eigenheim, aber Sie machen sich 
Sorgen wegen der Abzahlung der Hy-

pothek. Sie kommen gerade so zurecht, 
aber Sie machen sich Gedanken über 
die Lebenshaltungskosten und wie Sie 
ihren Kindern eine gute Schule ermög-
lichen können. Wenn Sie zu einer dieser 
Familien gehören, wenn Sie gerade so 
zurechtkommen, dann sind genau Sie 
es, den oder die ich hier direkt anspre-
chen möchte. Ich weiß, dass Sie rund 
um die Uhr arbeiten, ich weiß, dass Sie 
Ihr Bestes geben, und ich weiß, dass Ihr 
Leben manchmal ein harter Kampf ist. 
Meine Regierung wird nicht von den 
Interessen der wenigen Privilegierten 
geleitet sein, sondern von Ihren.

Wir werden alles in unseren Kräften 
Stehende tun, um Ihnen mehr Mög-
lichkeiten zu geben, Ihr Leben selbst 
in die Hand zu nehmen. Wenn wir die 
großen Entscheidungen treffen, wer-
den wir nicht an die Mächtigen denken, 
sondern an Sie. Wenn wir neue Gesetze 
erlassen, werden wir nicht die Großen 
befragen, sondern Sie. Bei den Steuern 
werden wir nicht die Reichen begünsti-
gen, sondern Sie. Wenn es um Chancen 
geht, werden wir nicht die Vorteile 
der wenigen Glücklichen weiter ver-
festigen. Wir werden alles in unseren 
Kräften Stehende tun, um allen, egal 
welcher Herkunft, dabei zu helfen, so 
weit zu kommen, wie es ihren Fähig-
keiten entspricht.

Wir erleben gerade einen bedeuten-
den Augenblick in der Geschichte un-
seres Landes. Nach dem Referendum 
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steht uns eine Zeit großer nationaler 
Veränderungen bevor. 

Aber ich weiß, dass wir diese Heraus-
forderung meistern werden, denn wir 
sind das großartige Britannien. Wir 
werden die Europäische Union verlas-
sen und gleichzeitig eine neue mutige 
und positive Rolle für unser Land in der 
Welt gestalten, und wir werden Groß-
britannien zu einem Land machen, in 
dem es nicht nur den wenigen Privi-
legierten gut geht, sondern uns allen.

Das wird die Aufgabe der Regierung 
sein, die ich führe, und gemeinsam 
werden wir ein besseres Großbritan-
nien erschaffen.

TTIP
www.nzz.ch, 15.7. alk. Die „Neue Zür-
cher Zeitung“ hat ihren Brüsseler und 
ihren Berliner Korrespondenten eine 
gemeinsame Einschätzung machen 
lassen, wie es mit den TTIP-Verhand-
lungen zwischen der EU und den USA 
weitergehen wird. Ihr Fazit steht in 
der Überschrift: „Einigung bis Ende 
Jahr möglich“. Nach dem Abschluss 
der 14. Verhandlungsrunde in Brüssel 
sehen sie nach Stellungnahmen der 
Unterhändler beider Seiten noch fol-
gende Probleme: Zollabbau bei etwa 
3% der Zolltarifpositionen (Agrarzöl-
le vor allem); die EU-Forderung nach 
dem Schutz ihrer geografischen An-
gaben*; die Weigerung der USA, öf-
fentliche Aufträge auf allen Ebenen 
des amerikanischen Staates (vor allem 
geht es um die Bundesstaaten) auszu-
schreiben; schließlich die Beilegung 
von Konflikten zwischen einem Staat 
und einem ausländischen Investor: 
Die USA sagen, bisher habe man doch 
schon in 86 von 129 Investitionsschutz-
abkommen private Schiedsgerichte als 
Option; die EU will jetzt vor allem auf 
Drängen Deutschlands eine öffentliche 
Gerichtsbarkeit. Die Unterhändler se-
hen diese Probleme aber für lösbar an; 
die Beobachter der „Neuen Zürcher 
Zeitung“ schließen sich dem an. Sie 
sehen das Problem für TTIP woanders:

„Ein eigentliches Trauerspiel läuft 
derweil in dem Land ab, das mit of-
fenen Märkten eigentlich bestens zu-
rechtkommt: Deutschland.“ Dieses 
Trauerspiel führe die SPD auf. De-
ren Parteichef Sigmar Gabriel schiebe 
den Amerikanern die Verantwortung 
zu, obwohl er derjenige sei, der von 
„roten Linien“ rede. Statt wie früher 
die „Stop-TTIP“-Kampagne als „anti-
aufklärerisch“ zu bezeichnen, knicke 
Gabriel inzwischen vor seiner Partei 
ein. So habe z.B. der Chef der NRW-
Landesgruppe der SPD im Bundestag 
erklärt, TTIP sei tot. Auch der Landes-
parteitag der SPD Bayern hat sich in-
zwischen gegen TTIP ausgesprochen. 
Fazit der „Neuen Zürcher Zeitung“: 
„Damit droht eine Partei, die gerade 
noch 20% der Deutschen hinter sich 

weiss, ein Projekt zu Fall zu bringen, 
dem das Gros der EU-Staaten immer 
noch positiv gegenübersteht.“
* „Schwarzwälder Schinken“ etwa, bei dem 
das Schwein aus Niedersachsen, in Italien ge-
schlachtet, das Schinkenstück in Sichtweite 
des Schwarzwalds geräuchert und am Ende in 
Norddeutschland aufgeschnitten und verpackt 
wurde; Näheres siehe Wikipedia, Schwarzwäl-
der Schinken.

Stuttgart 21: Wahrscheinlich teurer, 
Gegner fordern: „Umstieg“
Vom Bundesrechnungshof soll es ein 
Gutachten geben, dass der Um-/Neu-
bau des Stuttgart Bahnhofs rund zehn 
Milliarden Euro kosten soll, statt der 
bisher projektierten 6,5 Milliarden. 
Der Bauherr Bahn bestreitet das; man 
komme mit dem Geld aus, wenn auch 
sehr knapp. Die ebenfalls prognos-
tizierte verspätete Inbetriebnahme 
könne aus heutiger Sicht vermieden 
werden, so die Sprecher der Bahn. Die 
als Finanzier mitbeteiligte Stadt will 
nicht mehr bezahlen (außer mit einem 
positiven Bürgerentscheid, so der grüne 
OB Kuhn). Die Flughafen AG hat ihren 
Anteil schon überwiesen, mehr gebe es 
nicht. Die grün-schwarze Landesre-
gierung hält sich bedeckt: es stünden 
ja gar keine konkreten Verhandlungen 
an, solange die Bahn AG sage, sie könne 
im vorgesehenen Rahmen bauen. Dass 
die Kosten steigen, ist nicht ausge-
schlossen; selbst bei den vielgerühmten 
Schweizer Tunnelbauern hat sich das 
Projekt Gotthard-Basistunnel von ur-
sprünglich geplanten acht Milliarden 
auf 14 Milliarden Franken verteuert. 
Ursachen waren neben Preissteigerun-
gen vor allem auch die im Bauverlauf 
gestiegenen Anforderungen.

Für die Stuttgart 21-Gegner war die 
Meldung über das nicht öffentliche 
Rechnungshof-Gutachten Anlass, eine 
Demonstration anzumelden und für die 
Forderung nach „Umstieg“ zu werben. 
Am Samstag, 16. Juni, demonstrierten 
4000 (Veranstalter, nach Polizeianga-
ben 2500). Ihr „Umstiegsplan“: Direkt 
am Hauptbahnhof, wo inzwischen die 
Baugrube für den neuen Tiefbahnhof 
ausgehoben und zum Teil schon beto-
niert ist, solle man einen unterirdischen 
Busbahnhof einrichten, Carsharing-
Parkplätze sowie ein Verleih für Elek-
trofahrräder. Die übrigen Gruben solle 
man wieder zuschütten, einen großen 
Pavillon einrichten und dort eine vor 
Jahren stillgelegte Modelleisenbahn 
mit der alten Stuttgarter Linienfüh-
rung als Attraktion in Betrieb neh-
men. Die Stuttgart-21-Gegner wollen 
die Neubaustrecke zwischen Neckartal 
und Ulm belassen (hier ist inzwischen 
über die Hälfte der 61 Kilometer Tun-
nel gebohrt; zu bauen sind noch einige 
Brücken und Anschlusstrassen). Der 
Filderaufstiegstunnel (Verbindung 
zwischen Stuttgarter Innenstadt und 
dem Stuttgarter Flughafen) soll nach 
Vorstellung der Projektgegner nicht 
weitergebaut werden, obwohl hier auch 
schon etwa ein Viertel der Tunnelröh-
ren fertig ist (alle Vorschläge: www.
kopfbahnhof-21.de). 

Der Bau von Tiefbahnhof und Neu-
baustrecke nach Ulm wurde legitimiert 
in der Volkabstimmung 2011, in der 
eine Mehrheit in Baden-Württemberg 
(58,9%), auch in der Stadt Stuttgart 
(52,9%), zustimmte. Die Projektgegner 
streben für ihre Planung keine erneute 
Volksabstimmung an.

 alfred küstler

Stand der Bauarbeiten am Stuttgarter Hauptbahnhof am 24.6.2016. Zur Orientierung: 
oben die 8 Bahnsteige, unten das Bahnhofsgebäude (rechts mit Turm), dazwischen die 
Baugrube, in der quer zur jetzigen Fahrtrichtung der neue Tiefbahnhof zu liegen kommt, 
mit Fußgängerbrücken als Verbindungen. (Bildquelle: www.bahnprojekt-stuttgart-ulm.de)
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Der Militärputsch ist gescheitert – Erdogans 
Putsch geht weiter
Der Putschversuch in der Türkei von 
Teilen der Armee und der Jandarma 
vom 15. auf den 16. Juli ist geschei-
tert. Erdogan und die AKP-Regierung 
nutzen derzeit den Putschversuch, die 
schon seit längerem vorbereitete Säu-
berung des gesamten Staatsapparats 
durchzuziehen, um eine Präsidialdik-
tatur Erdogans voranzutreiben.

Anders als bei den drei letzten Mi-
litärputschen (1960, 1971, 1980) war 
nicht die gesamte Militärführung so-
wie auch nicht die Befehlsstruktur von 
Geheimdiensten, Polizei und Spezi-
aleinheiten beteiligt. Gehen wir von 

den Festnahmen aus, könnte der Kern 
der Putschisten aus Teilen der Luft-
waffe der Standorte Akinci (nahe An-
kara), Diyarbakir und Incirlik (Nato-
Stützpunkt) und aus den Hauptquar-
tieren der Zweiten Armee (Malatya), 
der Dritten Armee (Erizcan) und der 
Ägäis-Armee (Izmir) kommen. Hier 
wurden die kommandierenden Gene-
räle festgenommen. Weitere Generäle 
stammen vor allem aus der Luftwaffe, 
der Panzertruppe, der Marine und der 
paramilitärischen Jandarma. Laut der 
Nachrichtenagentur anadolu sollen 
um die 100 Generalstabsoffiziere fest-
genommen worden sein.

Die Co-Vorsitzenden der HDP, Fi-
gen Yüksekdag und Selahattin Der-
mitas, distanzierten sich sofort von 
dem Putsch: „In diesen für die Türkei 
kritischen und herausfordernden Ta-
gen darf sich niemand, aus welchem 
Grund auch immer, an die Stelle des 
Willens des Volkes setzen. Die HDP ist 
unter allen Umständen und aus Prin-
zip gegen jede Form eines Staatsstrei-
ches. Die Türkei braucht dringend eine 
pluralistische und freiheitliche Demo-
kratie, inneren und äußeren Frieden, 
universelle Werte und Konventionen. 
Eine Alternative zur Demokratie gibt 
es nicht.“ (E-Mail vom 16.7.)

Nursel Aydogan, Abgeordnete der 
HDP aus Diyarbakir sagte in einem 
Interview mit der jungen welt: 

„Der Coup vom 15. Juli blieb ein Ver-
such und scheiterte. Alle vier Parteien 
des türkischen Parlaments haben ihn 
einstimmig verurteilt. Aber wir als 
HDP waren die einzigen, die sich gegen 
jede Art von Staatsstreich gewandt ha-
ben, nicht nur den militärischen. Nach 
dem versuchten Umsturz wurden 6 000 
Menschen verhaftet, darunter Richter, 
Soldaten, Staatsanwälte. Das scheint 
zunächst die These zu stützen, dass 

die Gülen-Bewegung hinter der Aktion 
stand. Aber es ist sicher nicht wahr, 
zu behaupten, dass all diese Soldaten 
Mitglieder der Gülen-Bewegung sind. 
Wir können auch sagen, dass genauso 
kemalistische Kräfte beteiligt waren.“ 
(19.7.)

Nach Meinung türkischer und kurdi-
scher Zeitungen und Politiker, scheint 
die Regierung über zumindest Teile 
der Putschpläne informiert gewesen 
zu sein.

Seit Samstag kommt es zu einer 
neuen nationalistisch-islamistischen 
Welle in der Türkei mit teilweise pog-
romartigen Angriffen auf Andersden-
kende. Betroffen sind davon nicht nur 
Beteiligte am Putsch, sondern in ver-
schiedenen Städten gab es Angriffe ge-
gen Aleviten. Erdogan demonstrierte 
mehrfach auf einer Großkundgebung 
in Ankara mit dem Gruß der islami-
schen Bruderschaften. 

Nach der Säuberungswelle im Staats-
apparat werden Erdogan und die AKP 
weiter versuchen, die HDP aus dem 
Parlament zu drängen und die kurdi-
schen Kommunalstrukturen der DBP 
zu zerschlagen. 21 Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sitzen derzeit schon 
in Haft. Der Kriegszustand wird wie-
der zum Dauerzustand in der Türkei. 
Erdogans Angriffe gegen jegliche Op-
position und seine Politik gegen demo-
kratische Entwicklungen werden die 
Türkei weiter destabilisieren.

EU und Bundesregierung forderten 
„die Rückkehr zur Demokratie“. Das 
kann nicht alles gewesen sein! Sie müs-
sen gegen die systematische Zerstö-
rung kurdischer Städte und die Besei-
tigung der Opposition vorgehen, das 
unsägliche Flüchtlingsabkommen mit 
der Türkei kündigen und ihre Truppen 
aus der Türkei abziehen.
 rudolf Bürgel

Erklärung von Remzi Kartal,  
Vorsitzender des Kongra-Gel
Der Kongra-Gel Vorsitzender Remzi 
Kartal bewertete zu den jüngsten 
Ereignissen in der Türkei wie folgt: 
„Die Lösung ist weder die zivile Dik-
tatur Erdogans, noch ein Putsch des 
Militärs. Die Lösung ist der drit-
te Weg, der demokratische Wider-
stand“. (…)

„Derzeit befindet sich die Regie-
rung sowieso in der Hand von zivi-
len Putschisten. Erdogan lehnte den 
Willen des Volkes, der sich bei den 
Wahlen vom 7. Juni 2015 manifestiert 
hat, ab. Erdogan hat das Parlament, 
die Justiz, die Medien außer Acht 
gelassen und die Türkei zu den Wah-
len vom 1. November geführt. Dieser 
Putsch festigte seine Macht.“

„Gegen den zivilen Putsch wur-
de ein militärischer Putsch geprobt. 
Die einzige Lösung aller schwer-
wiegenden Probleme der Türkei ist 
allerdings nur eine Demokratie, bei 
welcher der Wille des Volkes und 
ihre Freiheiten geachtet werden. 
Ohne Demokratie und Freiheit ist es 
nicht möglich, Lösungen zu finden 
und die gesellschaftliche Krise zu 
überwinden. Weder ein ziviler, noch 
ein militärischer Putsch ist die Lö-
sung. Es wäre falsch, Erdogan und 
seine Gefolgsleute, die gegen diesen 
Putsch kämpften, jetzt als Demokra-
ten darzustellen“. (…)
Quelle: anf, 16.07.2016, überset-
zung cicaka-azad.org
Kongra Gel: Kurdischer Volkskongress
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Erklärung der Gemeinschaft der Gesellschaften Kurdistans (KCK) zum Putschversuch in 
der Türkei
Mit einer Erklärung hat die Gemein-
schaft der Gesellschaften Kurdistans 
(KCK) die Ereignisse in der Türkei 
rund um den Putschversuch in der ver-
gangenen Nacht bewertet. Die KCK 
macht in ihrer Erklärung deutlich, 
dass es sich bei den Ereignissen nicht 
um einen Machtkampf zwischen De-
mokraten und Putschisten handelt. 
Vielmehr habe eine Militärclique den 
Putsch gegen eine andere Militär clique 
geprobt. Die AKP werde nun im Nach-
gang zu den Ereignissen versuchen, 
politischen Profit aus dem Putschver-
such zu erzielen und sich zur Hüte-
rin der Demokratie stilisieren. Dabei 
habe Erdogan und seine AKP selbst 
nach den Wahlen vom 7. Juni 2015 ge-
meinsam mit der faschistischen MHP 
und dem Militär gegen den Willen der 
Bevölkerung geputscht.
Die vollständige erklärung der kck 
lautet wie folgt:

Keine der Parteien verteidigt die Demo-
kratie

„Egal welche inländischen oder aus-
ländischen Mächte in diesen Vorfall 
verwickelt sein mögen, und egal aus 
welchen Gründen dieser Machtkampf 
geführt wird, es geht bei den Ereig-
nissen von gestern nicht darum, dass 
eine der beiden Seiten die Demokratie 
gegen die andere Seite zu verteidigen 
versucht. Im Gegenteil, die Ereignis-
se stellen unter Beweis, dass in der 
Türkei keine Demokratie herrscht. 
In Ländern, in denen Machtkämpfe 
dieser Art geführt werden und eine 
der Parteien versucht, auf diese Weise 
die Macht an sich bringen, sind keine 
Demokratien. In Ländern wie diesen 
wird eine autoritäre Macht eine an-
dere autoritäre Macht versuchen, mit 
einem Putsch vom Thron zu stoßen, 
sobald sie die Bedingungen hierfür als 
geeignet betrachtet. Was in der Türkei 
gestern passiert ist, ist genau dies.

Der Putsch Erdogans gegen den Willen 
der Bevölkerung

Vor genau einem Jahr hatte Tayyip 
Erdogan und seine Palast-Gladio die 
MHP, alle faschistischen Kräfte und 
die Ergenekon-Bande des Militärs an 
seiner Seite versammelt, um gegen 
die Wahlergebnisse des 7. Junis [2015] 
zu putschen. Es fand ein Putsch des 
Präsidentenpalasts gegen den Willen 
des Volkes statt. Bereits in der Ver-
gangenheit wurde in der Türkei ge-
putscht, wenn die Demokratiekräfte 
ein wenig an Kraft gewannen und die 
KurdInnen begannen, sich selbst zu 
organisieren. Aus denselben Gründen 
putschte der Präsidentenpalast auch 
infolge der Wahlen vom 7. Juni. Der 

AKP-Faschismus hat Bündnisse mit 
allen faschistischen Kräften im Land 
und dem Generalstab geschmiedet, 
um die kurdische Freiheitsbewegung 
und die Demokratiekräfte im Land 
zu ersticken. Das Militär wurde in 
die kurdischen Städte und Bezirke 
entsandt, um diese niederzubrennen 
und hunderte Zivilisten zu ermorden. 
Um die Verbrechen des Militärs zu de-
cken, wurden neue Gesetze erlassen. 
Aufgrund dieser Situation werteten 
Intellektuelle und die Demokratie-
kräfte im Land die AKP als eine Re-
gierung, welche die Vormundschaft 
des Militärs im Staat legalisiert und 
legitimiert.

So hatte das Militär auch vor dem 
gestrigen Putschversuch ihre Macht-
position im Staate gefestigt. Die Vor-
fälle des gestrigen Abends sind von 
daher als ein Putschversuch einer mi-
litärischen Clique im Staat gegen eine 
andere militärische Clique zu werten. 
Das ist letztlich auch der Grund dafür, 
dass Kräfte im Staat, die zuvor einen 
Putsch des Militärs gegen die AKP 
sich gewünscht hatten, die neuerliche 
Vormundschaft des Militärs durch 
die Regierungspartei akzeptiert und 
sich an die Seite der AKP stellten. 
Der beste Beweis dafür, dass es sich 
um keinen Machtkampf zwischen De-
mokraten und Putschisten handelt, 
ist die Tatsache, dass chauvinistisch-
nationalistische Kreise wie die MHP 
sich an die Seite der Palast-Gladio 
gestellt haben.

Erdogan wird versuchen sich als Hüter 
der Demokratie zu präsentieren

Nach dem gestrigen Putschversuch 
nun Tayyip Erdogan, die Palast-Gladio 
und die faschistische AKP-Regierung 
als eine demokratisch legitimierte Re-
gierung darzustellen, wäre deshalb 
nicht nur falsch, sondern auch äußerst 
gefährlich. Einen Machtkampf zwi-
schen autoritären, despotischen und 
demokratiefeindlichen Kräften so zu 
bewerten, als handele es hierbei um 
den Kampf einer antidemokratischen 
und einer demokratischen Konflikt-
partei, käme der Legitimierung der 
vorherrschenden faschistischen und 
despotischen Regierung gleich.

In der Türkei gibt es weder eine 
zivile Regierung, noch herrscht ein 
Machtkampf zwischen „Demokraten“ 
und Putschisten. Es wird lediglich 
ein Kampf darum geführt, wer dem 
herrschenden demokratie- und kur-
denfeindlichen System vorstehen soll. 
Aus diesem Grund kann nicht die Rede 
davon sein, dass die Demokratiekräfte 
sich an die Seite einer dieser beiden 
Konfliktparteien stellen.

Der eigentliche Putsch gegen die De-
mokratie

Wenn die Rede von einem Putsch ge-
gen die Demokratie ist, dann ist es zu 
allererst die faschistische AKP-Re-
gierung, die diesen Putsch vollzogen 
hat. Den größten Putsch gegen die De-
mokratie stellen die Kontrollübernah-
me der Regierung über die Justiz, die 
Durchsetzung faschistischer Gesetze 
auf Grundlage der Mehrheit im Par-
lament, die Aufhebung der Immunität 
der Abgeordneten, die Festnahmen 
und Absetzungen von demokratisch 
gewählten BürgermeisterInnen, sowie 
die Inhaftierungen tausender Politi-
kerInnen der HDP und DBP dar. Hin-
zu kommt, dass in Kurdistan gegen 
die Bevölkerung derzeit eine Vernich-
tungskampagne geführt wird, wie sie 
bei keinem der Militärputsche in der 
Türkei stattgefunden hat.

Es ist die Kriegsregierung der AKP, 
welche die Türkei in dieses Chaos der 
Auseinandersetzungen geführt hat. 
Mit ihrem monistischen, hegemonia-
len und antidemokratischen Charak-
ter sorgt die Regierung dafür, dass 
das Chaos im Land fortbesteht. Mit 
seinem ständigen Kampf gegen alle, 
die nicht dem eigenen Kurs folgen, und 
das sind zuallererst die KurdInnen 
und die DemokratInnen, hat die AKP 
dafür gesorgt, dass der Krieg zu einem 
Dauerzustand im Land geworden ist.

Der jüngste Putschversuch hat unter 
Beweis gestellt, dass die Türkei von 
der faschistischen AKP-Regierung 
befreit und zu einer demokratischen 
Regierung geführt werden muss. Die 
Befreiung der Türkei von einer monis-
tischen, hegemonialen und faschisti-
schen Regierung und die Demokrati-
sierung des Landes drängt mehr denn 
je.

Das Gesicht der AKP enttarnen

Die wichtigste Aufgabe der Demokra-
tiekräfte nach den gestrigen Ereignis-
sen ist es, die Versuche der faschisti-
schen AKP-Regierung ihr Gesicht un-
ter dem Deckmantel der Demokratie 
zu verschleiern und sich so Legitimität 
zu verschaffen, zu enttarnen und auf 
diesem Wege ein wirkliches Demo-
kratiebündnis auf die Beine zu stel-
len. Infolge dieses Putschversuches 
darf es nicht dazu kommen, dass der 
Kampf gegen den AKP-Faschismus 
vernachlässigt wird. Im Gegenteil, 
dieser Kampf muss gestärkt werden, 
um die Türkei aus diesem Chaos her-
auszuführen und eine demokratische 
Türkei zu erschaffen.

Quelle: anf, 16.7.2016, übersetzung 
cicaka-azad.org
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Frankreich: Widerstand gegen Loi El 
Khomri
Das geplante französische Arbeitsge-
setz „Loi El Khomri“ soll viele Nachtei-
le für Arbeitnehmer bringen. Seit März 
reißt in Frankreich der Widerstand 
gegen das geplante Gesetz nicht ab. 
Beschäftigte, Erwerbslose, Gewerk-
schaften, Schülerinnen und Schüler, 
Studentinnen und Studenten führen 
Platzbesetzungen durch (nuit debout) 
und organisieren Massendemonstrati-
onen. Die Kritik richtet sich vor allem 
gegen die Lockerung des Kündigungs-
schutzes für Jugendliche. Außerdem 
kritisieren viele Franzosen die geplan-
te Änderung des sogenannten Güns-
tigkeitsprinzips. Bisher galt diejenige 
Regelung aus Arbeitsgesetz, Branchen-
tarif, Haustarif oder individuellem Ar-
beitsvertrag, die für die Beschäftigten 
am günstigsten ist. Das neue Gesetz 
sieht eine Umkehrung dieser Rege-
lung vor. Vorrang soll der Tarif des 
einzelnen Unternehmens haben. Auch 
die vorgesehene Überstundenregelung 
stößt auf Ablehnung: Wenn ein Einzel-
unternehmen den Konkurrenten der 
gleichen Branche Marktanteile abneh-
men will, können die Beschäftigten 
zu unbezahlter Mehrarbeit verpflichtet 
werden. In einem solchen Fall wäre 
eine Arbeitszeit von insgesamt bis zu 60 
Stunden pro Woche möglich, so will es 
das geplante Gesetz. Die Beschäftigten 
würden so gezwungen, mehr zu arbei-
ten und dadurch Arbeitsplätze bei der 
Konkurrenz zu vernichten.
Quelle: https://www.gew.de, 13.7.2016

Schweiz: Schutz statt Ausbeutung in 
Privathaushalten
Die Seniorenbetreuung ist sowohl ge-
samtwirtschaftlich als auch innerhalb 
der Unia (Dienstleistungsgewerk-
schaft) eine rasant wachsende Bran-
che. Viele Seniorenbetreuer werden 
ausgebeutet und wie moderne Sklaven 
und Sklavinnen behandelt. Um dem 

entgegenzuwirken, lanciert die Unia 
eine nationale Informationskampag-
ne für Seniorenbetreuer. Am 17. Juli 
lanciert die Gewerkschaft Unia ge-
meinsam mit ihrer mittel- und osteuro-
päischer Gruppe von Care-Migranten 
und Seniorenbetreuern die nationale 
Informationskampagne. Im Rahmen 
der Kampagne publizierte die Unia 
die Broschüre „Meine Rechte in der 
Senior/innenbetreuung“ auf Deutsch, 
Französisch, Italienisch und Polnisch. 
Sie verteilt diese Broschüren u.a. nach 
katholischen Gottesdiensten und über 
soziale Medien. Weitere Informati-
onsvorträge, Verteilaktionen (u.a. vor 
Kirchen und Firmensitzen) sind ge-
plant. Über 10 000 Seniorenbetreuer 
aus gewinnorientierten Agenturen und 
privaten Spitex-Betrieben unterstehen 
spätestens seit 1. Mai 2016 dem GAV 
(Tarifvertrag) Personalverleih und 
genießen damit einen zusätzlichen 
Schutz: Damit steht ihnen ein Min-
destlohn, Weiterbildung und weitere 
Vorteile zu. Nebst den Angestellten 
von Agenturen und privaten Spitex-
Betrieben existieren aber nach wie vor 
viele Seniorenbetreuer, die direkt in 
Privathausalten angestellt sind. Für 
diese gilt das Arbeitsgesetz nicht, son-
dern nur das OR und der nationale 
respektive ein kantonaler Normalar-
beitsvertrag (NAV). Daher brauchen sie 
einen zusätzlichen Schutz. Alle Senio-
renbetreuer müssen dem Arbeitsgesetz 
unterstellt werden und die Kontrollen 
massiv verschärft werden.
Quelle: http://www.unia.ch, 11.7.2016

Österreich: Sobotkas Ziel mehr 
 Armut
„Das einzige Ziel von Wolfgang So-
botka (Innenminister) scheint zu sein, 
mehr Armut zu schaffen und dann 
den Menschen das Leben schwer zu 
machen, wo es nur geht“, sagt Bern-
hard Achitz, Leitender Sekretär des 
ÖGB, anlässlich der Mindestsiche-
rungs-Kürzungspläne und der Hartz-

IV-Phantasien des Innen-
ministers. „Denjenigen, 
die eh nichts haben, noch 
ein bisserl was wegnehmen, 
nützt aber gar nichts, wenn es 
um Armutsbekämpfung und Arbeits-
platzschaffung geht“, so Achitz. „Die 
Mindestsicherung muss das letzte Netz 
gegen Armut bleiben. Kürzungen und 
Deckelungen kommen nicht in Fra-
ge“, sagt Achitz. Auch das Argument, 
dass es sich für die BezieherInnen nicht 
auszahlen würde, arbeiten zu gehen, 
weil der Abstand zwischen Mindest-
sicherung und Erwerbseinkommen zu 
gering wären, ist haltlos. Zum von So-
botka erwähnten Beispiel Supermarkt: 
Einer jährlichen Mindestsicherung 
(inkl. Wohnkostenanteil) von 10.053 
Euro steht laut Handels-Kollektivver-
trag ein Nettoeinkommen von 16.997 
Euro gegenüber. „Dass 6.944 Euro mehr 
Geld pro Jahr ein ausreichender Anreiz 
zum Arbeiten sind, sollte auch Sobotka 
einleuchten“, so Achitz: „Sinnvoll wäre 
allerdings, Druck auf die Wirtschaft 
auszuüben, dass sie wieder mehr ent-
sprechende Vollzeitarbeitsplätze an-
bietet. Die Anreize zur Aufspaltung 
von Vollzeitarbeitsplätzen in Teilzeit-
jobs müssen weniger werden.“ Auch 
die Forderung nach Arbeitspflicht nach 
dem deutschen Hartz-IV-Beispiel lehnt 
der ÖGB ab: Hartz IV hat dazu geführt, 
dass Arbeitslose so gut wie jeden Job 
annehmen müssen, der ihnen ange-
boten wird. Deutschland hat mit die 
strengsten Zumutbarkeitsbestimmun-
gen aller OECD-Länder. Nicht mehr 
Erhalt des beruflichen Status und des 
Einkommens sind das Ziel, sondern 
nur mehr schnelle Unterbringung der 
Arbeitslosen im erstbesten Job. „Das 
führt zu Dequalifizierung und sinken-
den Einkommen. Nicht zufällig wächst 
der Niedriglohnsektor in Deutschland 
laufend an. In Österreich werden wir 
eine solche Umstellung daher nicht 
zulassen“, so Achitz. In der aktuellen 
Situation wären die laufend wiederhol-
ten Forderungen nach Sozialkürzun-
gen kontraproduktiv, denn sie würden 
die Kaufkraft derjenigen schmälern, 
deren gesamtes Geld direkt in den 
Konsum fließt. „Aber nicht nur die 
Umsetzung von Kürzungen, sondern 
allein schon das andauernde Gerede 
über Lohnkürzungen, niedrigere Min-
destsicherung, Hartz IV und so weiter, 
kann die Stimmung negativ beeinflus-
sen und den Konsum bremsen. Sozial-
kürzungen sind konjunkturpolitischer 
Wahnsinn“, warnt Achitz.
Quelle: http://www.oegb.at, 8.7.2016

Schweden: Abkommen für 
 menschenwürdige Arbeit
Gewerkschaften und Sportorganisati-
onen aus Schweden haben ein Abkom-
men unterzeichnet, das sichere und 
menschenwürdige Arbeitsbedingun-
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gen für sämtliche Arbeitnehmer garan-
tiert, die an Baumaßnahmen für sport-
liche Großereignisse beteiligt sind. Das 
Abkommen legt fest, dass in Schweden 
sämtliche mit Sportereignissen in Zu-
sammenhang stehende Bauarbeiten 
sowohl den gültigen Tarifvereinbarun-
gen als auch den einschlägigen interna-
tionalen Arbeitsnormen und -grund-
sätzen zu entsprechen haben. Auch die 
für die Austragung der Veranstaltun-
gen verantwortlichen Organisationen 
– wie etwa Fifa oder IOC – verpflichten 
sich zur Förderung menschenwürdiger 
Arbeit und der Gewerkschaftsrechte 
im Rahmen ihrer Veranstaltungen. Zu-
dem wurde festgelegt, dass menschen-
würdige Arbeitsbedingungen auch bei 
der Herstellung von Sportbekleidung 
und -ausrüstung zu fördern ist. So wer-
den die Unterzeichner des Abkommens 
dazu aufgefordert, sich nachdrücklich 
für den Abschluss von internationa-
len Rahmenabkommen mit den Liefe-
ranten einzusetzen. Das Abkommen 
wurde von neun Gewerkschaften und 
Sportorganisationen unterzeichnet. 
Dazu gehören die schwedische BHI-
Mitgliedsgewerkschaft Byggnads, der 
schwedische Gewerkschaftsverband 
LO, der Schwedische Fußballverband 
sowie das Olympische Komitee.
Quelle: http://www.bwint.org, 4.7.2016

Türkei: Bergarbeiterprotest gegen 
Privatisierung
Tausende von Bergleuten, Politikern, 
NGOs und Gemeinden demonstrierten 
am 14.7. gegen die Regierung, die die 
Steinkohlegruben in der Zonguldak-
Region zu privatisieren versucht bzw. 
sie schließen will. Die Kundgebung 
wurde von IndustriALL Affiliate orga-
nisiert, der Allgemeinen Bergarbeiter 
Union (Genel Maden-Is), die Steinkoh-
lebergleute in der Region vertritt. Be-
reits Ende Juni protestierten Bergleute 
im Zentrum von Zonguldak gegen eine 
Studie der Regierung, die die Priva-
tisierung und mögliche Schließung 
der türkischen Steinkohle-Agentur 
(TTK) empfohlen hatte. Der TTK ist 
zuständig für die staatlichen Steinkoh-
lenbergwerke in der Türkei. Im Berg-
bau sind mehr als 5.500 Bergleute be-
schäftigt. Zonguldak ist die türkische 
Hauptstadt des Steinkohlesektors, 
dem wichtigsten Wirtschaftszweig in 
der Nord-West Schwarzmeerregion. 
Nach der Ankündigung schickte die 
türkische Agentur für Privatisierung, 
betrieben vom Büro des Premierminis-
ters, einen Brief an die Verwaltung von 
TTK mit der Aufforderung, eine Be-
standsaufnahme seines Vermögens zu 
schicken, mit besonderem Augenmerk 
auf Karadon in der Region Zonguldak. 
Dies wird von der Gewerkschaft Genel 
Maden-Is als klares Zeichen der bevor-
stehenden Privatisierung und Schlie-
ßung der Karadon Mine gewertet. „Wir 

werden das nie erlauben“, sagte Ahmet 
Demirci, General President von Genel 
Maden-Is. „Wir werden alles tun, was 
in unserer Macht steht, diesen Unsinn 
zu stoppen, TTK kann nicht privati-
siert werden.“ Im Bereich Zonguld-
ak gibt es drei Hauptreviere, nämlich 
Alacaagzi, Kozlu und Karadon. Diese 
Reviere sind bekannt für tödliche Un-
fälle im Bergbau und Berichte sagen, 
dass rund 5 000 Bergleute ihr Leben in 
Zonguldak verloren haben. Die jüngs-
ten Todesfälle waren im Januar 2013 
mit acht Toten, und im Mai 2010 mit 
30 Todesfällen. Die größte Zahl der 
Todesfälle ereignete sich im Jahr 1992 
in Kozlu, als 263 Bergleute getötet wur-
den. „In der Türkei bedeutet Zonguld-
ak Kohlemine und Kohlemine bedeu-
tet Zonguldak“, sagte Kemal Özkan, 
stellvertretender Generalsekretärvon 
Global Union. „Versuche, die Minen 
zu schließen würde Zonguldak in eine 
Geisterstadt verwandeln.“
Quelle: www.industriallunion.org, 14.7.2016

Südkorea: Schluss mit den Angriffen 
auf Gewerkschaften
Am 2. Juni wurden 15 Mitglieder der 
Kranführersektion der koreanischen 
Bauarbeitergewerkschaft KCWU, die 
sich vor einiger Zeit an Tarifverhand-
lungen beteiligt hatten, der „Erpres-
sung“ sowie der „Behinderung der Ge-
schäftstätigkeit“ schuldig gesprochen. 
Die KCWU gehört dem südkoreani-
schen Gewerkschaftsverband der Bau-
arbeiter KFCITU an, der wiederum 
Mitgliedsorganisation der BHI (Bau- 
und Holzarbeiter Internationale) ist. 
Zwei Gewerkschaftsführer erhielten 
Freiheitsstrafen zwischen zwei und 
drei Jahren, während die anderen 13 
Mitglieder, die derselben Vergehen be-
schuldigt worden waren, zu zwischen 
acht bis achtzehn Monaten auf Bewäh-
rung verurteilt wurden. Die gegen die 
Gewerkschaftler angestrengten Kla-
gen sind eindeutig politisch motiviert 
und stellen einen Versuch der Regie-
rung dar, die südkoreanische Gewerk-
schaftsbewegung zu untergraben. Sie 
richten sich zudem gegen die KCWU, 
in der mehr als 90 Prozent der Kran-
führer des Landes organisiert sind. 
„Die Polizei geht nun absichtlich ge-
gen die Kranführer vor, da sie wissen, 
dass wir gut organisiert sind. Sie sehen 
ganz normale Gewerkschaftsaktivi-
täten als Bedrohung der öffentlichen 
Sicherheit an und behandeln uns wie 
Terroristen. Dabei wollen wir doch nur 
menschenwürdige Arbeit mit sicheren 
Arbeitsbedingungen“, erklärt Lim 
Chae Seop, amtierender Präsident der 
Kranführersektion der koreanischen 
Bauarbeitergewerkschaft KCWU. Die 
Kranführer werden beschuldigt, ihre 
Arbeitgeber mit ihrer Forderung nach 
menschenwürdigen Arbeitsbedingun-
gen sowie der Rekrutierung neuer Ge-

werkschaftsmitglieder in einem Kran-
unternehmen „erpresst“ zu haben. In 
der Kranführerbranche verlieren täg-
lich ein bis zwei Arbeitnehmer bei Ar-
beitsunfällen ihr Leben. Diese Unfälle 
sind auf unsichere Arbeitsbedingun-
gen sowie auf unübersichtliche Subun-
ternehmerstrukturen zurückzufüh-
ren. Kürzlich wurde Han Sang-gyun, 
Präsident des koreanischen Gewerk-
schaftsdachverbandes KCTU, zu einer 
fünfjährigen Haftstrafe verurteilt, da 
er mehrere friedliche Kundgebungen 
gegen die Reform der Arbeitsgesetzge-
bung organisiert hatte. Würden diese 
Reformen umgesetzt, hätten es die Un-
ternehmen leichter, ihre Arbeitneh-
mer zu entlassen. Zudem richteten sich 
die von Han Sang-gyun organisierten 
Kundgebungen gegen die Versuche der 
Regierung, die Rede- und Pressefrei-
heit einzuschränken.
Quelle: http://www.bwint.org, 14.7.2016

Kambodscha: Streik in Schuhfabrik
Mehr als 300 Arbeiter aus dem Aero 
Summit Schuhfabrik in Sampov Loun, 
Bezirk Battambang, versammelten 
sich am 11.7. in Battambang vor dem 
Rathaus zum Protest, nachdem ein Elf-
Tage-Streik zu keiner Lösung geführt 
hat. Ein Brief der Demonstranten an 
die Provinzbehörden fordert die An-
erkennung der befristet Beschäftig-
ten als Festangestellte nach drei Mo-
naten Probezeit. Das würde Zulagen 
und Krankenversicherung und andere 
grundlegende Vorteile für die Arbei-
ter bedeuten. Sum Rorng, Präsident 
der Union Föderation für die Arbeits-
sicherheit führte aus, dass, obwohl 
die Landesbehörden zugesagt haben 
Vereinbarungen zu schließen, bisher 
keine Lösung vorliegt. Die örtlichen 
Behörden warten auf Antwort aus 
dem Ministerium für Arbeit, erklärte 
Chea Sambath, der Gouverneur der 
Sampov Loun Bezirk. „Wir haben die 
Beschwerden erhalten. Wir arbeiten 
daran, eine Lösung zu finden.“
http://www.phnompenhpost.com, 12.7.2016

China: Walmartbeschäftigte gegen 
Arbeitszeitdiktat
Der US-Einzelhandelskonzern Wal-
mart versucht seit Mai dieses Jahres, 
seinen etwa 100 000 Beschäftigten in 
433 Geschäften und Einrichtungen in 
China ein neues System der Arbeitszeit 
aufzuzwingen: 174 Stunden Arbeit im 
Monat, eingeteilt in absoluter Will-
kür durch die jeweilige Ladenleitung. 
Was in der Arbeitsgesetzgebung der VR 
China vorgesehen ist für Unternehmen 
mit eindeutigen saisonalen Höhepunk-
ten, wozu die Kette ohne Zweifel nicht 
gehört. Ein Teil der Belegschaft einer 
Niederlassung in Nanchang im Süd-
osten des Landes ist daraufhin am 1. 
Juli in den Streik getreten. Bereits am 
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Vortag hatte es innerhalb einer an-
deren Niederlassung in Shenzen eine 
Demonstration eines Teils der dortigen 
Belegschaft gegeben. In dem Beitrag 
„In China, Walmart Retail Workers 
Walk Out over Unfair Scheduling“ von 
Kevin Lin wird auch ausführlich über 
Versuche der Walmart-Belegschaften 
berichtet, sich zu koordinieren, sowohl 
über soziale Medien als auch etwa über 
die bereits früher – 2014 – gebildete 
„Walmart Chinese Workers’ Associ-
ation“. Die Vereinigung hat auch den 
Gewerkschaftsbund aufgefordert, den 
Widerstand zu unterstützen.
Quelle: http://labornotes.org, 1.7.2016

Bolivien: Konflikte nach Fabrik-
schließung
Am 17. Mai ordnete die bolivianische 
Regierung die Schließung der staat-
lichen Textilfirma Entax an, die zu 
diesem Zeitpunkt rund 1 000 Arbeiter 
beschäftigte. Die meisten von ihnen 
ließen sich ihre Abfindung auszahlen, 
jedoch bestanden 180 Arbeiter auf 
eine Weiterbeschäftigung. Der COB 
unterstützte dieses Anliegen und rief 
in den vergangenen Wochen zu drei 
landesweiten Streiks auf. Schätzun-
gen zufolge verursachte jeder Streik-
tag einen wirtschaftlichen Schaden 
von 80 Millionen Bolivianos (rund 
zehn Millionen Euro) und brachte 16 
Prozent der bolivianischen Produkti-
onsindustrie zum Stillstand. Federico 
Díez de Medina, ein leitender Regie-
rungsangestellter im Produktionssek-
tor, sprach in diesem Zusammenhang 
auf einer Pressekonferenz von einem 
unwiederbringlichen Schaden. Im 
Zuge der aufgenommenen Gespräche 
mit der COB erließ Präsident Mora-
les inzwischen zwei Dekrete, die die 
Rechte der Arbeiter schützen und da-
für sorgen sollen, dass sowohl öffent-
liche als auch private Firmen künftig 
nicht mehr per Regierungsanweisung 
geschlossen und dessen Mitarbeiter 
fristlos gekündigt werden können. 
Durch die Dekrete wurden außerdem 
einige rechtliche Auflagen außer Kraft 
gesetzt, um so die Übernahme der 180 
Arbeiter durch Senatex zu vereinfa-
chen. Die zentrale Forderung der COB, 
die Übernahme der 180 Arbeiter unter 
explizitem Schutz des Arbeitsgesetzes 
(Ley General de Trabajo), durch das 
die Arbeiter finanzielle Vorteile und 
mehr rechtliche Sicherheiten genießen, 
wurde in den Gesprächen zwischen 
COB und Regierung bislang allerdings 
nicht thematisiert. Die Regierung weist 
diese Forderung aus Kostengründen 
zurück. „Natürlich könnte man es auf 
einen Versuch ankommen lassen, aber 
wenn das Unternehmen keine Gewinne 
abwirft, drohen erneute Entlassungen 
und am Ende unter Umständen wie-
der eine Schließung. Unsere staatli-
chen Unternehmen müssen Gewinne 

abwerfen“, mahnte Präsident Morales. 
Der Verband droht für den Fall, dass 
es zu keiner Einigung kommen sollte, 
mit weiteren Streikaufrufen. Am 11.7. 
wurden die Gespräche fortgesetzt.
Quelle: https://amerika21.de, 13.7.2016

Uruguay: Generalstreik
Mehr als 1 Million Menschen, in einem 
Land von 3,2 Millionen, folgten dem 
Aufruf zum Generalstreik von Urugu-
ays PIT-CNT Gewerkschaftsverband. 
Nach einer Kundgebung in Montevideo 
sagte Generalsekretär Abdala des PIT-
CNT Gewerkschaftsverbandes Repor-
tern, er gehe davon aus, dass der Ar-
beitskampf am 14. Juli umfangreicher 
war als der Streik am 6. August 2015, 
bei dem damals der Gewerkschafts-
bund PIT-CNT mit einem 24-stündigen 
Ausstand den Druck auf die Regierung 
verstärken wollte, den Forderungen 
der Beschäftigten vor allem nach hö-
heren Löhnen und mehr Investitionen 
im Bildungsbereich nachzukommen. 
Vom Streik betroffen waren „so gut 
wie alle Arbeitsaktivitäten im Land 
und Aktivitäten in der Industrie, dem 
Baubereich, der Regierung und öffent-
lichen Ämtern, Bildung, Häfen und 
Transport“, sagte Abdala. Nach einer 
vierstündigen Arbeitsniederlegung 
am 29. Juli rief PIT-CNT zu einem 
24-Stunden-Streik auf, um den Forde-
rungen nach Änderung insbesondere 
der Lohnskalen Nachdruck zu verlei-
hen und die Gehälter an die Inflation 
anzugleichen. Die Gewerkschaften 
wollen, dass die Löhne jedes Jahr an die 
Inflation angepasst werden und nicht 
alle zwei Jahre, wie es die Regierung 
vorschlägt. „Wenn wir keine Lösung 
finden, wird es umfangreiche Konflikte 
geben, da die Gewerkschaften weitere 
Streiks vorbereiten“, sagte Pereira.
Quelle: www.efe.com, 14.7.2016

Mexiko: Konflikt um die Bildungs-
reform
Vertreter der unabhängigen Lehrerge-
werkschaft (CNTE) haben sich erneut 
mit Mexikos Innenminister Miguel 
Osorio Chong getroffen, um eine Lö-
sung für den Konflikt um die Bildungs-
reform zu finden. Familienangehörige 
der Opfer des gewaltsamen Polizei-
einsatzes gegen die protestierenden 
Lehrer und Einwohner der Gemeinde 
Nochtixtlán im Bundesstaat Oaxaca 
am 19. Juni waren ebenfalls anwesend. 
Dabei waren mindestens zehn Men-
schen getötet und 60 durch Schuss-
waffen verletzt worden. Die Ereignisse 
von Nochtixtlán waren das Hauptthe-
ma dieser sieben Stunden dauernden 
Zusammenkunft. Die Regierung ver-
pflichtete sich, den Polizeieinsatz zu 
untersuchen und Ermittlungen einzu-
leiten, die Angehörigen der Opfer zu 
entschädigen und medizinische Ver-

sorgung für die Verletzten 
zu gewährleisten. „Wir 
sind mit den Ergebnissen 
des Treffens in Bezug auf 
Nochtixtlán zufrieden“, sagte 
der Lehrer Alfredo Alejandro Gómez 
am Ende der Sitzung. Die Regierung 
verlangt nach wie vor eine grundsätzli-
che Akzeptanz der Bildungsreform als 
Voraussetzung, um den Dialog mit den 
protestierenden Lehrern fortzusetzen. 
Die CNTE dagegen wiederholte ihre 
Forderungen: Die Rücknahme der von 
der Regierung eingeleiteten Bildungs-
reform; eine landesweite Debatte über 
die Bildung, an der sich Eltern, Lehr-
kräfte, Akademiker, Schüler, Pädago-
gen und Intellektuelle beteiligen; die 
Freilassung der inhaftierten Lehrer. 
Mittlerweile haben sich die Proteste 
und die Solidarität mit den Lehrern 
im ganzen Land ausgebreitet. In der 
Hauptstadt Mexiko-Stadt haben sich 
267 Schulen dem Streik angeschlossen. 
Allein am Donnerstag gab es vier gro-
ße Demonstrationen, bei denen 30 der 
wichtigsten Straßen der Hauptstadt 
stundenlang blockiert waren. Weitere 
soziale Organisationen, unter ande-
rem von LKW-Fahrern, Tagelöhnern, 
Mitarbeitern des Gesundheitswesens 
sowie Akademiker der wichtigsten 
Universitäten und Hochschulen des 
Landes haben sich mit den Protestakti-
onen solidarisiert. Die Gemeinden der 
Region Mixe im Bundesstaat Oaxaca 
haben entschieden, die Durchfahrt von 
LKWs mit Produkten der Unterneh-
men Coca-Cola, Sabritas und Grupo 
Bimbo – einer der weltweit größten 
Lebensmittelproduzenten – zu verhin-
dern. Damit protestieren sie gegen das 
Massaker von Nochixtlán, aber auch 
gegen Falschmeldungen, dass in der 
Region aufgrund der Straßenblocka-
den der Lehrer ein Lebensmittelnot-
stand herrsche. Diese Meldungen hat-
ten die privaten Medien Televisa und 
TV Azteca verbreitet. Unterdessen hat 
eine Gruppe von Abgeordneten des Eu-
ropäischen Parlaments in einem offe-
nen Brief an die mexikanischen Behör-
den und die Europäische Union (EU) 
die „Welle der Gewalt“ gegen die strei-
kenden Lehrer und ihre Unterstützer 
verurteilt. Die Parlamentarier fordern 
die sofortige „Aussetzung der Erneu-
erung des Allgemeinen Abkommens 
EU-Mexiko“. Die Regierung von Prä-
sident Enrique Peña Nieto müsse die 
Repression gegen die Protestierenden 
stoppen, die Verantwortlichen für Poli-
zeigewalt zur Rechenschaft ziehen und 
eine friedliche Lösung des Konflikts 
um die Bildungsreform ermöglichen, 
heißt es in dem Schreiben vom 8. Juli. 
Unter den Unterzeichnern ist auch die 
außen- und menschenrechtspolitische 
Sprecherin der Fraktion der Grünen 
/ Freie Europäische Allianz, Barbara 
Lochbihler aus Deutschland.
Quelle: https://amerika21.de, 10.7.2016
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70 000 Berliner/innen fordern  
verbindliche, machbare und faire 
Volksentscheide!
Berlin. Am 7. Juli 2016 hat die Initiative 
„Volksentscheid retten!“, zu der auch 
Mehr Demokratie gehört, über 70 000 
Unterschriften für ein Volksbegehren 
zur Änderung der Berliner Landesver-
fassung an die Senatsverwaltung für 
Inneres und Sport übergeben. Damit 
ist die Sammlung in der ersten Stufe 
bereits nach zwei Monaten erfolgreich 
abgeschlossen worden! Zu den wesent-
lichen Zielen des Volksbegehrens gehört 
es, unnötige Hürden abzubauen, die Ver-
fahren klarer zu regeln und Volksent-
scheide stärker zu schützen. Die Initia-
tive „Volksentscheid retten!“ will unter 
anderem durch ein sogenanntes fakul-
tatives Referendum sicherstellen, dass 
die Bürger/innen das letzte Wort haben, 
wenn ein im Volksentscheid beschlos-
senes Gesetz wieder geändert wird. 
Weiterhin sieht der Gesetzentwurf vor, 
dass Wahlen und Abstimmungen zwin-
gend zusammengelegt werden müssen, 
es sei denn, eine Initiative besteht auf 
einem separaten Abstimmungstermin. 
Das Zustimmungsquorum soll mode-
rat gesenkt werden von 25 Prozent der 
Walberechtigten auf 20 Prozent bei ein-
fachen Gesetzen und von 50 Prozent auf 
35 Prozent bei verfassungsändernden 
Gesetzen.  www.mehrdemokratie.de/

Unterfinanziert !
Berlin. Angesichts der Verabschiedung 
des Haushaltentwurfes für 2017 be-
grüßt Venro die zusätzlichen Mittel im 
BMZ-Etat, kritisiert aber die geplanten 
Kürzungen in der entwicklungspoliti-
schen Bildungsarbeit und die Schwer-
punktsetzung auf „Fluchtursachenbe-
kämpfung“. 

„In Anbetracht der immensen globa-
len Herausforderungen ist der Anstieg 
des BMZ-Etats nur folgerichtig“, sagt 
Dr. Bernd Bornhorst, Vorstandsvor-
sitzender von Venro. „Wir erwarten 
aber mehr, gerade in Zeiten, in denen 
die Haushaltslage so gut ist.“ Um ei-
nen deutlichen Beitrag zur Bekämp-
fung von Armut und Ungerechtigkeit 
weltweit leisten zu können, müsse 
Deutschland wesentlich mehr Mittel 
investieren. 

„Die Welt um uns herum ist an vielen 
Stellen in Unruhe und dies betrifft 
auch uns immer direkter. Eine gerech-
tere Gestaltung der Globalisierung ist 
zwingend erforderlich, aber das ist 
nicht durch immer mehr militärische 
Interventionen zu erreichen, sondern 
durch kohärente Politikansätze und 
eine starke Entwicklungspolitik.“ Dies 
müsse auch durch eine bedeutende 
quantitative und qualitative Aufwer-
tung des zuständigen Ministeriums 
deutlich werden. 
„Es ist skandalös, dass die Mittel für 

entwicklungspolitische Bildungsarbeit 
um zwei Millionen auf 33 Millionen 
Euro gekürzt werden sollen“, so Bernd 
Bornhorst. „Mit der Verabschiedung 
der Agenda 2030 hat auch Deutschland 
sich zu einem Wandel zu einer nach-
haltigen Gesellschaft bekannt. Ent-
wicklungspolitische Bildungsarbeit ist 
dafür ein Schlüssel.“  venro.org/home/

Scheitern auf ganzer Linie
HamBurg. Die Kommission Lagerung 
hoch radioaktiver Abfallstoffe ist ge-
scheitert. Nicht weniger als ein „belast-
barer nationaler Lösungsansatz“ für 
die möglichst sichere Lagerung radio-
aktiver Abfälle sollte gefunden und ein 
„breiter gesellschaftlichen Diskurs“ 
organisiert werden. Zwei Jahre später 
steht man vor einem Scherbenhaufen. 
Der einzige Umweltverband, der sich 
an der Kommission beteiligt hat, lehnt 
den Bericht ab, der breite gesellschaft-
liche Diskurs fiel wegen Zeitproblemen 
aus und die Bundesländer Bayern und 
Sachsen kündigen ihren Widerstand 
gegen die Untersuchung kristalliner 
Gesteinsformationen an.

„Das Verhalten von Bayern und 
Sachsen spricht eine klare Sprache: 
Am Ende des angeblichen „Suchpro-
zesses“ soll Gorleben stehen,“ erklärt 
Martin Donat, Vorsitzender der BI Um-
weltschutz Lüchow-Dannenberg. Dies 
zeigte sich auch bei der Erstellung der 
angeblich wissenschaftlich-objektiven 
Kriterien in der Kommission. Hier 
wurde die Hürde aufgestellt, dass kei-
nes dieser Kriterien zu einem auto-
matischen Ausschluss des Salzstockes 
Gorleben führen dürfe. Martin Donat: 
„Damit wurde jedoch die Monstranz 
der Ergebnisoffenheit, die die Kom-
mission vor sich hergetragen hat, genau 
in ihr Gegenteil verkehrt. Wenn kein 
Kriterium Gorleben ausschließen darf, 
so begünstigen sie eine letztendliche 
Standortentscheidung für Gorleben.

Thomas Erbe, Vorstand der Arbeits-
gemeinschaft Schacht Konrad: „Wir 
haben immer gefordert, dass ein Neu-
anfang der Debatte um Atommüll alle 
Arten radioaktiver Abfälle einbezie-
hen müsse und die Realität hat uns 
Recht gegeben“ Politik und Kommis-
sion haben dies mit dem Hinweis auf 
das planfestgestellte Atommülllager 
Schacht Konrad verweigert. Doch im 
Zuge Erstellung des Nationalen Ent-
sorgungsprogramms wurde klar, dass 
das Zwei-Endlager-Konzept (Schacht 
Konrad plus einen Standort für ins-
besondere hoch radioaktive Abfälle) 
nicht länger aufrecht zu erhalten ist. 
Thomas Erbe: „Die Kommission hat 
einfach die Scheuklappen aufgelassen. 
Das ist aber weder politisch noch wis-
senschaftlich vernünftig. Solange es 
keine Entscheidung über das Konzept 
für die Lagerung aller Arten radioak-
tiver Abfälle gibt, macht eine Standort-

suche für einen Teil der Abfälle einfach 
keinen Sinn.“

„Nach den Plänen der Kommission 
werden die betroffenen Bürgerinnen 
und Bürger auch zukünftig keine Mit-
bestimmungsrechte haben. Die vorge-
schlagenen Beteiligungs-Formate sind 
Sandkasten-Spiele ohne tatsächliche 
Ergebniswirksamkeit. So provoziert 
man Protest, so organisiert man die 
Eskalation von Konflikten“, erklärt 
Jochen Stay von .ausgestrahlt. „Die 
Kommission hat aus der Geschichte 
von Gorleben nichts gelernt. Der ange-
kündigte Neustart ist in Wahrheit ein 
Griff in die Trickkiste der Vergangen-
heit. Bürgerbeteiligung wird verspro-
chen, ohne sie wirklich zu wollen und 
zu organisieren.“

Im Kern kann es jetzt nicht um die 
Auswahl eines oder mehrerer neuer 
Standorte gehen, sondern um den Be-
ginn einer offenen gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung um den sicheren 
Umgang mit Atommüll und dessen 
einstweilig letzten Verbleib. Dies geht 
nicht ohne entscheidungsrelevante 
Rechte der Bevölkerung. Die Kommis-
sion jedenfalls hat bei der Organisie-
rung eines breiten gesellschaftlichen 
Diskurses auf ganzer Linie versagt. 
 www.ausgestrahlt.de/

Alleinerziehende in Armut: Unter-
haltsvorschusses reformieren!
Berlin. Umfassende Maßnahmen zur 
besseren Unterstützung und materiel-
len Absicherung Alleinerziehender und 
ihrer Kinder fordert der Paritätische 
Wohlfahrtsverband anlässlich einer 
aktuellen Studie der Bertelsmann-
Stiftung zur wachsenden Armut Al-
leinerziehender. Notwendig seien eine 
grundlegende Reform des Unterhalts-
vorschusses, gezielte Angebote für 
Alleinerziehende zur Qualifizierung, 
Beschäftigungsförderung und der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, so 
der Verband.
„Ein Kind alleine großzuziehen gehört 
nach wie vor zu den größten Armuts-
risiken in Deutschland und zwar un-
abhängig vom Wohnort und dem kon-
kreten wirtschaftlichen Umfeld. Die 
Armutsquote Alleinerziehender und 
ihrer Kinder steigt seit Jahren an und 
liegt bei mittlerweile 42 Prozent und 
das, obwohl die Mehrheit der Allein-
erziehenden durchaus erwerbstätig 
ist“, erklärt Ulrich Schneider, Haupt-
geschäftsführer des Paritätischen Ge-
samtverbandes. „Es ist höchste Zeit, 
gerade für diese Familien mehr zu tun, 
den betroffenen Kindern und ihre El-
tern aus der Armut zu helfen und ih-
nen eine Perspektive zu geben“, fordert 
Schneider. Zentraler Hebel sei eine 
Reform des Unterhaltsvorschusses, der 
beantragt werden könne, wenn der un-
terhaltspflichtige Elternteil nachweis-
lich nicht für den Unterhalt aufkomme. 
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In der Praxis gehe dieser im Moment 
weitgehend an den Lebensrealitäten 
Alleinerziehender vorbei. Nach der 
Bertelsmann-Studie erhielten aktuell 
50 Prozent der Kinder Alleinerziehen-
der überhaupt keinen Unterhalt. Der 
Paritätische kündigt an, dass die Ar-
mut Alleinerziehender eines der zen-
tralen Themen auf dem anstehenden 
Armutskongress sein wird, der am 7. 
und 8. Juli 2016 in Berlin stattfindet. 
 www.derparitaetische.de/

Weißbuch der Bun-
desregierung ist 
Konfrontation und 
Kriegsvorbereitung

Berlin. Die „Kooperation für den Frie-
den“, ein Zusammenschluss von mehr 
als 60 Organisationen und Initiativen 
aus der Friedensbewegung, legt mit 
den „Friedenspolitischen Forderungen 
und Perspektiven“ eine Alternative 
zum Weißbuch der Bundesregierung 
zur Sicherheitspolitik und zur Zukunft 
der Bundeswehr vor. Die Kooperation 
lehnt das Weißbuch als Dokument der 
Aufrüstung ab. Die Sicherheits- und 
Rüstungspolitik der Bundesregierung, 
die im Weißbuch dargestellt wird, ist
• friedensgefährdend und konfronta-
tiv, besonders gegenüber Russland,
• eine Politik der weiteren dramati-
schen Aufrüstung und der Beschaffung 
von neuen Waffen,
• weltweite interventionistische Politik 
und eine Fortsetzung der Auslandsein-
sätze der Bundeswehr,
• schleichende Militarisierung im In-
nern und eine Militarisierung Europas,
• die Fortsetzung eines hemmungslo-
sen Rüstungsexports.
Diese Politik ist nicht alternativlos. Die 
„Kooperation für den Frieden“ fordert 
einen Paradigmenwechsel – Sicher-
heitspolitik muss sich der Friedenspo-
litik unterordnen.
Friedenspolitik muss sich orientieren:
• am absoluten Primat des Friedens und 
einer Absage an Krieg,
• an einer Politik der umfassenden Ab-
rüstung, die im eigenen Land beginnt,
• an der Abschaffung aller Atomwaf-
fen,
• an den Grundsätzen der zivilen Kon-
fliktbearbeitung. Zivile Konflikttrans-
formation muss das Leitmotiv der Au-
ßenpolitik werden,
• am Völkerrecht und an internationa-
ler Gerechtigkeit.
Friedenspolitische Alternativen kön-
nen nur in einem Ringen um soziale 
Demokratie, Menschenrechte und öko-
logische Nachhaltigkeit realisiert wer-
den. Sie verlangen die Wiederbelebung 
einer Entspannungspolitik, weltweite 
inklusive Friedensstrukturen und die 
Überwindung der Militärblöcke, be-
sonders der Nato.
Friedenspolitik, die auf positiven fried-
lichen Alternativen zur herrschenden 

Politik basiert, ist möglich, realistisch 
und sinnvoll. In einer Zeit von Kriegen, 
Krisen und grundlegenden Verände-
rungen, können diese Ideen und erprob-
te Alternativen Menschen begeistern 
und in Aktion versetzen. Angeknüpft 
werden kann dabei an die militärkri-
tische Grundstimmung in der Bevöl-
kerung, die Kriegseinsätzen aufgrund 
der Erfahrungen aus zwei Weltkriegen 
skeptisch gegenübersteht.
Frieden braucht Bewegung. Deshalb 
unterstützt die Kooperation für den 
Frieden die bundesweite Demonstrati-
on der Friedensbewegung am 8.10.2016 
in Berlin.  www.ialana.de

Politik der nuklearen Abschreckung 
ist eine Provokation
Berlin. Zeitgleich zum heutigen Be-
ginn des Nato-Gipfels in Warschau 
jährt sich das Rechtsgutachten zu 
Atomwaffen des Internationalen Ge-
richtshofes (IGH) zum 20. Mal. Am 8. 
Juli 1996 verkündete der IGH, dass 
die Androhung des Einsatzes und der 
Einsatz von Atomwaffen grundsätzlich 
gegen das Völkerrecht verstoßen. Die 
ärztliche Friedensorganisation warnt 
anlässlich des Jahrestages vor einem 
Rückfall in die nukleare Eskalations-
politik des „Kalten Krieges“ und ruft 
erneut zu einem weltweiten Verbot aller 
Atomwaffen auf. Die Bundesregierung 
solle die völkerrechtswidrige Statio-
nierung von Atomwaffen in Deutsch-
land beenden und sich für einen Prozess 
für ein Atomwaffenverbot einsetzen, so 
die Ärzteorganisation. In 200 Städten 
Deutschlands werden die Bürgermeis-
terInnen heute Flaggen der „Mayors for 
Peace“ vor ihren Rathäusern hissen, um 
für die Abschaffung von Atomwaffen 
zu werben. Sie berufen sich auf eine von 
der IPPNW beauftragten Forsa-Um-
frage, wonach sich 93 % der Bundes-
bürgerInnen für ein völkerrechtliches 
Verbot der Atomwaffen aussprechen. 
Weitere 85 % der befragten Erwachse-
nen befürworteten zudem einen Abzug 
der auf deutschem Boden gelagerten 
US-Atomwaffen.  www.ippnw.de

Deutsche Rüstungsexporte haben sich 
fast verdoppelt.
FreiBurg. Die Staats und Regierungs-
chefs der 28 Nato-Staaten wollen auf 
dem Gipfel in Warschau die Aufrüs-
tungspläne für Osteuropa beschlie-
ßen. Teil dieser zusätzlichen Abschre-
ckungsmaßnahme gegen Russland ist 
auch die Verlegung multinationaler 
Streitkräfte nach Litauen. Lettland, 
Estland und Polen. Besonders diese öst-
lichen Nato-Staaten fühlen sich nach 
der Annexion der Krim von Russland 
bedroht. Die Bundesverteidigungsmi-
nisterin Ursula von der Leyen vertei-
digte diese Strategie. Die deutschen 
Soldaten sollen ein Bataillon in Litau-

en führen. Drei weitere auch 
mit 1000 Soldaten ausgestattete 
Bataillone sollen in den anderen 
drei Ländern entstehen. Diese Dop-
pelstrategie des Bündnisses gegenüber 
Russland müsse „ganz konsequent und 
ruhig und nüchtern“ aufrecht erhalten 
werden, sagt sie dem ZDF. Wichtig sei, 
dass die Nato sich so stark aufstelle, 
um klar zu machen, dass sich niemand 
einen Vorteil davon versprechen könne, 
dieses Militärbündnis anzugreifen. Aus 
dieser Position der Stärke heraus müsse 
man dann im Dialog mit Russland blei-
ben. Der Bundeswehrverband sieht in 
den Beschlüssen des in Warschau tagen-
den Nato-Gipfels eine Zeitenwende für 
die deutsche Außen- und Sicherheitspo-
litik, damit übernehme man eine neue 
Rolle, meint der Verbandschef Wüstner. 
„Die Ära der Scheckbuch-Diplomatie 
und der vornehmen Zurückhaltung ist 
jetzt endgültig vorbei“, meinte der Ver-
bandschef André Wüstner schon vor 
dem Gipfel. „Ab jetzt, von diesem Wo-
chenende an, ist Deutschland in seiner 
neuen Rolle als Ordnungs- und Gestal-
tungsmacht in Europa.“ Das bedeute, 
dass mehr Geld für die Streitkräfte 
in die Hand genommen werden müsse.
 www.ribev.de/

Primark – nein Danke! Bonner  
Bündnis gegen Wegwerf-Mode-Markt 
am Hauptbahnhof 
Bonn. Die Katze ist aus dem Sack. 
Hauptmieter des geplanten Einkaufs-
zentrums am Hauptbahnhof soll der 
Billigklamottenkonzern Primark wer-
den. Die Kette steht für das Gegenteil 
von nachhaltigem Konsum: Kaufen 
– Anziehen – Wegwerfen! Und sie ist 
wegen unmenschlicher Arbeitsbedin-
gungen in ihren Zulieferbetrieben in 
die Schlagzeilen geraten. Zahlreiche 
Bonner Organisationen unterstüt-
zen die Kampagne: Kein Primark am 
Hauptbahnhof! Der Zuschlag für Pri-
mark hatte im Internet eine Welle der 
Empörung ausgelöst. So erreichte der 
Artikel darüber von Daniela Baum, 
Vertreterin der Organisation Bonn im 
Wandel, über die sozialen Medien in 
wenigen Tagen über 20 000 Aufrufe und 
zahlreiche zustimmende Kommentare.  
Am 30. Juni 2016 will der Bonner Stadt-
rat über den Umbau des Bahnhofsvor-
platzes entscheiden. Den Zuschlag für 
die sogenannte Südüberbauung soll der 
holländische Investor Ten Brinke er-
halten. Primark ist sein Hauptmieter. 
Von insgesamt 12 000 Quadratmetern 
würden 9500 an die irische Kleiderkette 
gehen – alle oberirdischen Stockwerke. 
In einem offenen Brief fordern Bonn 
im Wandel und Femnet den Bonner 
Stadtrat auf, seine Entscheidung zu 
überdenken und sich auf eine wirklich 
zukunftsweisende und faire Stadtpla-
nung zu besinnen 
 www.sauberekleidung.de

Aktionen … 

Initiativen
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Mannheim:  
Windräder im Käfer-
taler Wald ?
Diese Fragestellung stand im Hauptausschuss am 12. Juli 
zur Vorberatung für den Gemeinderat am 26. Juli auf der 
Tagesordnung. Eine Entscheidung fiel nicht – sie wäre 6 
zu 6 ausgefallen, wenn abgestimmt worden wäre. Die SPD 
beantragte deshalb die „Hebung“ in den Gemeinderat. Dort 
soll dann endgültig entschieden werden.

Die Vorlage V298/2016 empfiehlt folgenden  
Beschluss:

1. Das Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 
BauGB und der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Nachbarschaftsverband wird gebeten, das Verfahren zum sachlichen 
Teilflächennutzungsplan fortzusetzen, um eine regional geordnete Standortsteu-
erung von Windenergieanlagen abzusichern.

3. Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, den Bereich um den Karlstern im Kä-
fertaler Wald aus Gründen der Naherholung nicht für Windenergie zur Verfügung 
zu stellen. Die Verwaltung wird gebeten darauf hinzuwirken, die Teilflächen 
südlich der Autobahn möglichst ganz auszuschließen, mindestens aber auf einen 
schmalen Streifen direkt an der Autobahn zu reduzieren.

Der Beschlussantrag nimmt somit das 
Ergebnis eines vierjährigen Diskus-
sionsprozesses in Mannheim und in 
der ganzen Region auf. Insbesondere 
in den letzten Wochen hatte es noch 
heftige Diskussionen um die „Konzen-
trationsflächen“ im Käfertaler Wald 
gegeben, den letzten in der Prüfung 
verbliebenen Flächen auf Mannheimer 
Gemarkung.

Auf dem Planausschnitt sind diese 
beiden Flächen noch so eingetragen, 
wie sie der Diskussion zugrunde la-
gen. Der angestrebte Gemeinderatsbe-
schluss bezieht sich auf den autobahn-
nahen Teil der Fläche 1, notfalls auch 
der Fläche 2, die sich damit aber nicht 
so weit in den Süden Richtung Karl-
stern ausdehnen würde.

Im ganzen Nachbarschaftsverband 
hat sich die Diskussion ähnlich ab-
gespielt: Die im langwierigen Aus-
schlussverfahren nach Kriterien wie 
Vogelschutz, Siedlungsnähe, Natur-
schutz, Denkmal- und Landschafts-
schutz, Flugsicherheit etc. verbliebe-
nen Flächen schmolzen nach der Be-
hörden- und Bürgerbeteiligung auf 
wenige Kommunen mit geringen Aus-
weisungsflächen zusammen. Kommt 
es zu keiner interkommunalen Eini-
gung innerhalb des Nachbarschafts-
verbandes über eine Steuerung mögli-
cher Windkraftanlagen-Investitionen, 
würde letztlich jede Kommune für sich 
und damit insgesamt planlos handeln.

Die in der AUT-Sitzung vorgetrage-
nen konträren Positionen lassen sich 
wie folgt zusammenfassen:

Die Äußerungen von CDU, ML, ALFA 
und FDP waren teilweise von Skepsis 
über die Energiewende als solcher ge-
tragen, teils aber auch aus einer de-
zidierten St.-Florians-Position heraus 
formuliert. Man sei nur der Bürger-
schaft in Mannheim verpflichtet, der 
Nachbarschaftsverband solle in ande-
ren Orten sein Glück versuchen.

Demgegenüber wiesen Grüne, Linke 
und SPD auf die notwendige Umset-
zung des Atomausstiegs und des Koh-
leausstiegs hin. Man sei mit jeder Ener-
gieerzeugungsform in Zielkonflikten 
gefangen, die man abzuwägen und zu 
entscheiden habe.

In der Tat fällt der Entschluss nicht 
leicht. Denn je Windkraftanlage müs-
sen dauerhaft befestigte Straßen und 
freie Plätze in den Wald geschlagen 

werden, damit die Anlagenmonteure 
sichere Zufahrten und Aufstellungs-
plätze haben, auch für die Serviceleis-
tungen in den Folgejahren. Längs der 
Autobahn ist durch Belastungsbün-
delung und leichtere Wegeherstellung 
sicherlich eine vertretbare Lösung ge-
funden. Bürgermeisterin Kubala wies 
auf die notwendige Solidarität inner-
halb des Nachbarschaftsverbandes 
hin. Man sei in vielen Fragen auf diese 
angewiesen.

Der erfolgreiche und langwierige Be-
teiligungsprozess brachte sehr viele 
beachtenswerte Vorschläge und Ein-
wände hervor, die in den Unterlagen 
des Nachbarschaftsverbandes alle do-
kumentiert sind. (http://www.nv-hd-
ma.de/fnp/fnp_wind.html). Dass bei 
der CO2-Reduzierung die Nutzung ge-
nerativer Energieerzeugung grundle-
gend wichtig ist, bezweifelt eigentlich 
niemand – zumindest, solange es nicht 
um die eigene Umgebung geht. Dass 
aber auch in der Reduzierung des Ener-
gieverbrauchs noch heftig zu kämpfen 
ist, insbesondere hinsichtlich der Ver-
brennungsmotoren, zeigt eine Grafik, 
die sich in der Stellungnahme des UPI 
– Umwelt- und Prognose-Institut e.V. 
– gemeinnütziges Forschungsinstitut 
Heidelberg, das sich mit der Zunahme 

der SUV-Automobile 
befasst:

„Die Grafik zeigt das 
Hauptwachstumsseg-
ment bei den PKW-
Neuzulassungen, SUVs 
und Geländewagen. 
Allein die dadurch 
bis heute verursachte 
Mehr emission an CO2 
liegt sechsmal so hoch 
wie die CO2-Einspa-
rung durch alle 838 
Windenergieanlagen 
im Wald.“ (Schreiben 
vom 13.11.2015 zum 
Regionalplan „Wind“).

 thomas trüper
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CSD-2016
München. Motto: Vielfalt verdient Respekt. 
Grenzenlos! – Wir dokumentieren das Gruß-
wort von Stadträtin Brigitte Wolf.

Liebe Münchnerinnen, liebe Münchner, 
liebe queere Community, im Zeichen 
des Regenbogens kommen Menschen 
zusammen, arbeiten und feiern mit-
einander. Sie lieben sich, ziehen Kin-
der groß, und gestalten die Stadt und 
das Land politisch mit. Die Idee der 
uniformierten, gleichgeschalteten Welt 
hat Staaten und Gesellschaften zu un-
geheuerlichen Verbrechen veranlasst 
– auch heute noch. „Respekt vor der 
Vielfalt“ ist das gerade Gegenteil zur 
Idee der Gleichschaltung, egal ob diese 
völkisch, nationalistisch oder religiös 
fundamentalistisch begründet wird. 

Die kulturelle, politische Bewegung 
der queeren Community in ihrer gan-
zen Vielfalt hat sich als demokratische 
Kraft gegen autoritäre Zumutungen 
entwickelt, gegen den autoritären 
Staat, patriarchalisch geordnete Fa-
milien oder herrschsüchtige verkom-
mene Religion. 

Es war und ist eine zutiefst zivile 
Bewegung. Sie entstand in der zivi-
len Gesellschaft, unter Menschen, die 
sich weigerten, die gesetzlich geforder-
te Diskriminierung in ihrem eigenen 
Umfeld mitzutragen. Dieser Einsatz 
verlangte Mut und Zivilcourage, denn 
es galt neben dümmlichem Spott auch 
ernste Nachteile im Berufsleben durch-
zustehen und veralteten Gesetzen zu 
trotzen. Schließlich galt es, die Politik 
zu zivilisieren und neue Gesetze zu 
schaffen, die auch den Staat zum „Res-
pekt vor der Vielfalt“ verpflichten. 

Es hat sich gezeigt, dass diese Bewe-
gung für Demokratie und freies ziviles 
Leben zum Erfolg führen kann. Davon 
zeugen die Veränderungen in Gesell-

schaft und Gesetzen. Es zeigt sich heute 
aber auch, dass diese Erfolge gefährdet 
bleiben, wenn nicht jede Generation 
erneut daran arbeitet, die Basis dieser 
Erfolge zu festigen, den gegenseitigen 
Respekt. 

Politische Bewegungen, die den Irr-
wegen von Nationalismus und Fun-
damentalismus folgen, entfalten ihre 
Propaganda. Sie tragen gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit in die Ge-
sellschaft und wollen politische Macht, 
um ihre Irrtümer den Menschen auf-
zuzwingen. Und es zeigt sich: Wo po-
litische Mächte diesen Weg beschrei-
ten, bereiten sie nicht nur staatlicher 
Repression den Weg, sie schaffen auch 
den Boden für Hassverbrechen Einzel-
ner. Die Auseinandersetzung mit den 
politischen Bewegungen, die dies im 
Schilde führen, ist grenzenlos im dop-
pelten Sinne: 

Einmal global: Die Mächtigen, die 
Hass und Diskriminierung schüren, 
müssen weltweit bekämpft werden, sie 
müssen diese Kritik spüren und viel-
leicht auch Sanktionen. Da stehen wir 
nicht auf verlorenem Posten: Auch der 

Menschenrechtsrat der UNO hat 2011 
einen Beschluss gefasst zur Beendi-
gung der staatlichen Diskriminierung 
sexueller Minderheiten. 

Und lokal: Weil die Verfolgten nicht 
alleine gute Worte brauchen, sondern 
konkret Zuflucht und Schutzräume. 
Und diese werden durch die Asylpo-
litik von CDU/CSU und SPD massiv 
gefährdet: Die Festlegung sogenannter 
„sicherer Herkunftsländer“ gefährdet 
auch gerade jene, die als Angehöri-
ge einer sexuellen Minderheit verfolgt 
werden. Und auch die Integrations-
Verhinderungs-Gesetze kennen mit 
dem Begriff der „Leitkultur“ gerade 
keinen Respekt vor der Vielfalt in der 
Gesellschaft. 

Deshalb ist auch dieses Jahr der 
Christopher-Street-Day als politisches 
Zeichen so wichtig: 

Global denken, und das Unrecht be-
nennen, wo immer es geschieht. 

 Lokal handeln: Für Solidarität sor-
gen – im eigenen Umfeld, in München, 
in der Gesetzgebung in Land und Bund. 

Vielfalt verdient Respekt. Grenzen-
los!

Hamburg: Linke begrüßt Kompromiss mit der Initiative für Integration (IfI) 
Durch den Kompromiss mit der (IfI) konnte ein Volksentscheid über die Unterbringung von Geflüchteten vermieden werden

„Ein Volksentscheid in dieser Frage hät-
te die Probleme nicht gelöst, sondern 
die Stadt tief gespalten und Integration 
verhindert“, sagte dazu in der heutigen 
Sitzung der Hamburgischen Bürger-
schaft Cansu Özdemir, Vorsitzende und 
sozialpolitische Sprecherin der Fraktion 
Die Linke. „Es muss aber auch gesagt 
werden, dass die Unfähigkeit des Bür-
germeisters, auf Augenhöhe mit Bürger_
innen zu sprechen, einer der Gründe ist, 
warum es überhaupt zur Gründung der 
IfI gekommen ist. Eine frühzeitige Reak-
tion und echte Bürger_innenbeteiligung 
hätten der Stadt und den Beteiligten die 
Strapazen der letzten Monate erspart.“ 
Extrem wichtig ist für die Fraktion Die 
Linke nun die Frage der Finanzierung 
des Kompromisses. „Das darf nur zum 

Nutzen aller Beteiligten und nicht auf 
Kosten von Beteiligten gehen, sonst wird 
Hamburg größere Teile der Bevölkerung 
nicht für die Entwicklung der solidari-
schen Stadtgesellschaft gewinnen kön-
nen“, sagte Özdemir. „Deshalb muss die 
Infrastruktur überall, in allen Stadttei-
len gestärkt werden, deshalb müssen die 
Regelsysteme bedarfsgerecht und sozial 
ausgewogen ausgestattet werden – für 
alle Menschen, die hier leben.“ Ablehnen 
wird die Fraktion Die Linke jedoch die 
demokratietheoretisch problematischen 
Bürgerverträge“. Mit einem Änderungs-
antrag sollen sie als Anlage zur Kennt-
nis genommen, aber nicht Bestandteil 
des Bürgerschaftsbeschlusses werden. 
„Diese Verträge wurden regional ver-
handelt und sollten auch regional disku-

tiert werden“, begründet dies Christiane 
Schneider, verfassungspolitische Spre-
cherin der Fraktion. „Abgesehen davon, 
dass es in der kurzen Zeit unmöglich 
war, alle Verträge inhaltlich zu bewer-
ten, bleibt völlig unklar, welche Auswir-
kungen sie auf den landesweiten Vertrag 
haben.“ Denn in den „Bürgerverträgen“ 
ist festgehalten, dass sie gegenüber den 
landesweiten Vereinbarungen als vor-
rangig gelten. „Und schließlich handelt 
es sich bei ihnen laut Senat um politi-
sche Vereinbarungen, die notwendige 
gesonderte Befassungen durch Senat, 
Bürgerschaft und Verwaltung nicht er-
setzen und deshalb auch keiner formalen 
Beschlussfassung bedürfen.“
 www.dielinkehamburg.de
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Zweifel an Polizeistatistik: 
Mehr Transparenz zu rechten 
Straftaten! BocHum. Im Jahr 
2015 ist die Zahl der rechten 

Gewalttaten in Bochum stark 
gestiegen. Insgesamt 17 Körperverlet-
zungen, die der Polizei im Jahr 2015 
bekannt geworden sind, ordnet sie als 
„politisch rechts motiviert“ ein. Im Jahr 
2014 waren es nur drei. „Die Zahlen 
sind besorgniserregend“, sagt Gültaze 
Aksevi, Mitglied der Linksfraktion im 
Rat. „Wir gehen jedoch davon aus, dass 
die Statistik längst nicht alle rassis-
tisch motivierten Taten erfasst. Einige 
der Zahlen sind unglaubwürdig.“ Eine 
der Zahlen, die nach Überzeugung der 
Bochumer Linksfraktion so nicht stim-
men kann: Laut Statistik sind der Bo-
chumer Polizei im gesamten Jahr 2015 
lediglich vier politisch rechts motivierte 
Beleidigungen bekannt geworden. Und 
nur eine einzige Person soll in Bochum 
durch Neonazis oder andere Rechte 
bedroht worden sein. „Es dürfte allen 
klar sein, dass diese niedrigen Zahlen 
nichts mit der Realität zu tun haben“, 
sagt Gültaze Aksevi. „Zum einen gibt 
es eine große Dunkelziffer, weil viele 
von rechten Straftaten Betroffene sich 
nicht trauen, diese bei der Polizei an-
zuzeigen. Außerdem müssen wir davon 
ausgehen, dass die Polizei einige ras-
sistisch motivierte Straftaten nicht als 
solche erkennt beziehungsweise einord-
net.“ Darauf deutet jedenfalls folgender 
Fakt hin: Signifikant hohe Fallzahlen 
weist die Statistik lediglich in jenen 
Deliktgruppen auf, in denen der rechte 
Kontext bereits aus der Straftat selbst 
heraus feststeht: Nämlich bei „Volks-
verhetzung“, beim „Verbreiten von Pro-
pagandamitteln“ und beim „Verwenden 
von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen“. Zieht man diese nicht 
anders einzuordnenden Fälle ab, soll es 
in Bochum im gesamten Jahr lediglich 
24 weitere politisch rechts motivierte 
Straftaten gegeben haben – inklusive 
der 17 Körperverletzungen. Bereits im 
Januar hat die Bochumer Linksfraktion 
versucht, für mehr Transparenz in Be-
zug auf die Polizeistatistik über rechte 
Straftaten zu sorgen. „Mit einer Anfra-
ge wollten wir klären lassen, welchen 
Bevölkerungsgruppen die Opfer der 
rechten Gewalt in Bochum zuzuordnen 
sind und wie viele Verletzte, Tatver-
dächtige und Ermittlungsverfahren es 
gab“, sagt Gültaze Aksevi. „Außerdem 
wollten wir wissen, wie häufig Unter-
suchungshaft verhängt wurde, und wie 
häufig die Ermittlungen eingestellt wor-
den sind. Leider hat sich die Polizeiprä-
sidentin geweigert, belastbare Zahlen 
zu nennen. Die Bochumer Polizei muss 
hier dringend transparenter werden. 
Und wir brauchen Strukturen, die da-
für sorgen, dass rassistisch motivierte 
Straftaten auch als solche erfasst und 
ernst genommen werden.“
  www.dielinkebochum.de

Kölner Haushalt: Im Juni verabschiedet, 
Ende Dezember in Kraft. Der Entwurf 
für den Kölner Haushalt 2016 sollte 
eigentlich bereits im Dezember 2015 
dem Rat vorgelegt werden. Kurz vor 
dem Sitzungstag hatte aber die Ober-
bürgermeisterin mit Schützenhilfe von 
CDU und Grünen festgelegt, dass es 
einen Doppelhaushalt für 2016 und 2017 
geben würde. Die Verabschiedung des 
Haushaltes verzögerte sich dadurch bis 
Ende Juni. Viele Maßnahmen können in 
der Zeit ohne gültigen Haushalt nicht 
begonnen werden. Bereits im November 
2015 hatte Die Linke gewarnt, dass bei 
einem Doppelhaushalt dieser Zeitraum 
der „vorläufigen Haushaltsführung“ 
mindestens bis November 2016 dauern 
würde. Die städtische Kämmerei teilt 
nun mit, dass diese Einschätzung sogar 
noch zu optimistisch war. Der Kölner 
Haushalt muss noch durch die Bezirks-
regierung genehmigt werden. Das kann 
aber erst geschehen, wenn die Stadt auch 
den Jahresabschluss 2014 vorlegt, was 
frühestens zum 20. Dezember 2016 der 
Fall ist. www.linksfraktionkoeln.de

Fahrpreise in Frankfurt: Teuer, teu
rer, am teuersten. In FranKFurt sind 
und bleiben die Preise für den öffent-
lichen Nahverkehr im Vergleich zum 
gesamten RMV-Gebiet am höchsten. 
Wie jedes Jahr im Sommer meldet der 
Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) 
eine Erhöhung der Preise zum Jahres-
wechsel. Laut RMV sollen die Preise 
durchschnittlich um 1,9 Prozent steigen. 
Frankfurter*innen müssen etwas mehr 
zahlen: Ab Januar 2017 erhöht sich der 
Preis für eine Einzelfahrt für Erwach-
sene von derzeit 2,80 Euro auf 2,90 Euro. 
Das ist eine Steigerung um 3,6 Prozent. 
Für eine Tageskarte liegt die Preisstei-
gerung bei 2,9 Prozent – von derzeit 7,00 
Euro auf 7,20 Euro. „In Frankfurt sind 
und bleiben die Preise für den öffentli-
chen Nahverkehr im Vergleich zum ge-
samten RMV-Gebiet am höchsten. Dar-
an hat sich nichts geändert. Auch wenn 
der Oberbürgermeister der Stadt Peter 
Feldmann den Vorsitz im Aufsichtsrat 
des RMV hat und seine Partei inzwi-
schen an der Stadtregierung beteiligt 
ist. Bei alljährlich steigenden Preisen 
kann der öffentliche Nahverkehr keine 
Alternative zum individuellen Autover-
kehr sein. Das wäre aber nötig für die 
Mobilität von Menschen mit wenig Geld, 
gegen die Luftverschmutzung und den 
Klimawandel sowie für mehr Lebens-
qualität in der Stadt“, kritisiert Ayse 
Dalhoff, Stadtverordnete der Fraktion 
Die Linke. im Römer, die Preispolitik 
der Verkehrsverbundes. Dalhoff weist 
darauf hin, dass hohe Fahrpreise zu 
gesellschaftlicher Segregation führen. 
„Für viele Menschen, die von geringen 
Einkommen, kleinen Renten oder von 
Sozialhilfe leben müssen, haben hohe 
Fahrpreise eine weitere Einschränkung 
ihrer Teilnahme am gesellschaftlichen 

Leben zur Folge.“, sagt Dalhoff.  www.

dielinkeimroemer.de 

Wehret den Anfängen – Kasseler Linke 
sieht Verstoß gegen Geschäftsordnung 
als Gebot der Stunde. Die Kasseler Lin-
ke reagiert mit Verwunderung auf den 
Artikel „Viel Streit um die Linke“ vom 
13. Juli 2016. Darin gibt die HNA unkri-
tisch und ausschließlich die inszenierte 
Empörung von CDU, SPD und Grü-
ne über die Protestaktion der Kasseler 
Linken gegen die AfD wieder. Bei der 
konstituierenden Sitzung der Kasseler 
Stadtverordnetenversammlung am 11. 
April diesen Jahres versammelten sich 
über 100 Menschen vor dem Kasseler 
Rathaus. Sie protestierten gegen den 
Einzug von acht AfD-Verordneten. Die 
AfD ist in der Vergangenheit sowohl 
durch rassistische, frauenfeindliche als 
auch undemokratische Äußerungen in 
die Kritik geraten. Bewohner und Be-
wohnerinnen der Stadt Kassel hielten 
es daher für angemessen, den Einzug der 
rechtspopulistischen Partei zu stören. 
Bei der Konstituierung versammelte 
sich auf der Empore des Versammlungs-
saals eine kleine Gruppe Jugendlicher, 
die bei der Eröffnung durch den von 
der AfD gestellten Parlamentsältesten 
ausrief: „Nationalismus raus aus den 
Köpfen!“ und ein kleines Transparent 
entrollte. Sofort wurde die Gruppe von 
der Polizei umstellt und aus dem Saal 
entfernt. Die Fraktion der Kasseler Lin-
ke solidarisierte sich mit dem Protest. 
Sie hielt Schilder hoch auf denen „AfD = 
Mindestlohn weg“ und „AfD = unsozial, 
rassistisch, frauenfeindlich“ geschrie-
ben stand. Mirko Düsterdieck, Stadt-
verordneter der Kasseler Linke, stellte 
im Nachgang des Protests eine Anfrage, 
in der er das Vorgehen des Stadtver-
ordnetenbüros am 11. April und das 
angeforderte massive Polizeiaufgebot 
kritisierte. Mit keinem Wort erwähnt 
die HNA Berichterstattung diese Vorge-
schichte. In der vergangenen Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung mach-
ten CDU, SPD und Grüne vor allem 
deutlich, dass sie sich durch außerpar-
lamentarische Bewegungen gestört füh-
len. Anstatt die reibungslose Integration 
einer reaktionären, rassistischen und 
frauenfeindlichen Formation ins politi-
sche Alltagsgeschäft zu skandalisieren, 
wird Menschen, die genau dies tun, un-
terstellt, sie würden gewählte Parla-
mentarierInnen unter Druck setzen und 
nötigen. Damit machen die etablierten 
Parteien deutlich, dass sie den Protest 
gegen den Einzug der AfD für überflüs-
sig halten und sich an anti-rassistischen 
Aktionen stören. „Als Opposition se-
hen wir unsere Aufgabe darin, kritische 
Fragen zu stellen und den Menschen, 
die in dieser Stadt oft überhört werden, 
Gehör zu verschaffen“, so der Frakti-
onsvorsitzende der Kasseler Linke Lutz 
Getzschmann. 
 https://kasselerlinke.de
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Hartz IVEmpfängern soll der Mietzu
schuss gekürzt werden: rHein-Sieg-
KreiS. Der Rhein-Sieg-Kreis hat die 
Firma Rödl & Partner beauftragt, die 
angemessenen Kosten der Unterkunft 
zu ermitteln. FUW, Piraten und Die 
Linke sind überzeugt davon, dass hier 
Kürzungen unter dem Deckmantel 
der neutralen Datenermittlung vorbe-
reitet werden. Dazu Andreas Danne, 
Sachkundiger Bürger für Die Linke 
im Sozialauschuss des Kreises: „Hier 
wird das unsoziale Gesicht des Rhein-
Sieg-Kreis deutlich. Das gesamte Vor-
gehen ist mehr als fragwürdig. In vie-
len anderen Kreisen wurde das gleiche 
Procedere bereits durchgeführt. Nach 
unseren Infos hat dies immer zu einer 
Senkung geführt. So auch im Rhein-
Erft-Kreis: Rund 30 % der derzeiti-
gen 16.237 Bedarfsgemeinschaften im 
Rhein-Erft-Kreis liegen nach Rödl & 
Partner mit ihren aktuellen Mieten 
über den jetzt ermittelten Grenzwer-
ten, obwohl die Mieten im Rhein-Erft-
Kreis seit 2011 insgesamt um 8 %, also 
durchschnittlich um 1,6 % jährlich, 
gestiegen sind.“ Anja Moersch, Kreis-
tagsabgeordnete der Piraten ergänzt: 
„Schon seit August 2014 macht Rödl 
& Partner Werbung damit, dass die 
Kosten der Unterkunft Optimierungs-
ansätze und Einsparbeträge für den 
Haushalt aufweisen. Damit hätte die 
Firma wegen mangelnder Neutralität 
von der Auftragsvergabe ausgeschlos-
sen werden müssen. Ins verheerende 
Bild passt dazu auch, dass uns kein 
politischer Beschluss bekannt ist, 
in dem die Grundlagen für das Ver-
fahren beschlossen wurden. Das der 
Landrat in seiner Haushaltsrede von 
Dezember 2014 ankündigte, mögliche 
Einsparpotientale bei den Kosten der 
Unterkunft mit Hilfe externer Berater 
heben zu wollen, ist ein weiteres Indiz 
dafür, dass es sich um ein abgekartetes 
Spiel zu Lasten der Ärmsten handelt.“  
 www.dielinke.de/nc/politik/kommunal/ 

 aktuellesausdenkommunen

Sozialleistungen halten mit Energieko
sten nicht mit: Bremen. Seit mehreren 
Jahren schon steht das Thema Strom-
sperren auf der Tagesordnung der Bre-
mischen Bürgerschaft, bislang jedoch 
ohne durchschlagenden Erfolg. Denn 
die hohe Anzahl wegen Zahlungsun-
fähigkeit gekappter Haushalte steigt 
weiter beständig: So wurden im letzten 
Jahr knapp 7.400 Energiesperren im 
Land Bremen vollzogen. Im Verlauf 
der letzten fünf Jahre stieg die Sum-
me der Energiesperren im kleinsten 
Bundesland somit um 37 Prozent. Laut 
einem Bericht der Bremer Tageszei-
tung ‚Weser Kurier‘ sei zum Jahresende 
2016 mit einem neuen „Spitzenwert“ 
zu rechnen. „Stromsperren bedeuten 
tausendfach soziale Extremsituatio-
nen. Sozialgerichte vergleichen eine 
abgeklemmte Energieversorgung zu-

recht mit einer der Obdachlosigkeit äh-
nelnden Situation“, informiert Achel-
wilm in einer Erklärung. „Wir dürfen 
es nicht hinnehmen, dass Menschen in 
Bremen immer wieder dieser gefähr-
lichen Situation ausgeliefert werden. 
Jeder Mensch sollte in seiner Wohnung 
Licht haben und sich warmes Essen 
zubereiten können“, fordert ihr Co-
Sprecher Felix Pithan.
  www.dielinkebremen.de/

Einjahresbilanz von Bürgermeister 
Sieling: RotGrün ohne Impuls gegen 
Armut und soziale Spaltung. Bremen. 
Anlässlich der einjährigen Amtszeit 
des von Carsten Sieling (SPD) ange-
führten Bremer Senats erklärt Kristi-
na Vogt, Vorsitzende der Fraktion Die 
Linke in der Bremischen Bürgerschaft: 
„Bürgermeister Sieling sowie der ge-
samte Senat haben keinerlei Impulse 
gesetzt, um die soziale Spaltung zu 
überwinden. Schlimmer: Mir scheint, 
dass Armutsbekämpfung bei Carsten 
Sieling einen geringeren Stellenwert 
einnimmt als unter seinem Vorgän-
ger Jens Böhrnsen. Der rot-grüne Se-
nat verwaltet nur noch. Das ist für 
einige Bereiche unproblematisch; für 
Menschen wie z.B. Jugendliche, die 
keinen selbstverständlichen Zugang 
zum Arbeitsmarkt und zu auskömm-
lichen Einkommen haben, allerdings 
eine Katastrophe.“ Als besonders fatal 
nimmt Vogt wahr, dass in den zuneh-
mend stärker benachteiligten Quar-
tieren nicht einmal der Versuch einer 
aufholenden Entwicklung unternom-
men werde: „Der Ausbau gebundener 
Ganztagsschulen, die Sicherstellung 
flächendeckend kleinerer Klassen 
und doppelter Besetzungen, der be-
darfsgerechte Kitaausbau nicht zu-
letzt in ärmeren Stadtteilen – diese 
Aufgaben hängen angekündigt in der 
Luft, ohne den Eindruck zu vermit-
teln, dass in dieser Legislaturperio-
de reale Verbesserungen passieren.“ 
Klaus-Rainer Rupp, stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender und haushalts- 
und finanzpolitischer Sprecher, er-
gänzt: „Carsten Sieling muss sich von 
einer irrationalen Fixierung auf die 
Schuldenbremse und den Stabilitätsrat 
lösen. Der vor kurzem verabschiedete 
Haushalt trägt keine erkennbar sozi-
alpolitische Handschrift, sondern pro-
duziert Mangel, Investitionsstau und 
soziale Schulden durch eine Vernach-
lässigung von Armutsbekämpfung 
und gesellschaftlicher Spaltung. Um 
von dieser Negativbilanz abzulenken, 
wird regelmäßig mit Schönreden und 
‚Mogelpackungen‘ gearbeitet. Dass z.B. 
die jüngst beschlossene Neuregelung 
zur Abfallentsorgung eine ‚Rekommu-
nalisierung‘ darstellen soll, geht an 
der Realität vorbei. Wenn dieser Se-
nat so weitermacht, wird er ein Se-
nat der verpassten Chancen sein. Das 
6-Punkte-Papier, mit dem Sieling sich 

im vergangenen Sommer um das Amt 
des Bürgermeisters beworben hatte, 
enthielt ja viele wohlklingende Ver-
sprechungen. Bislang ist nichts davon 
real bei den Menschen angekommen.“ 
 www.dielinkebremen.de

Städtisches Wohnungsunternehmen 
nicht wie Zitrone ausquetschen: eSSen. 
Für die Ratsfraktion Die Linke muss 
Schluss damit sein, dass der Stadt-
kämmerer Lars-Martin Klieve und die 
große Koalition aus SPD und CDU 
das städtische Wohnungsunternehmen 
Allbau AG weiter wie eine Zitrone zur 
Sanierung der maroden Stadtfinanzen 
ausquetschen. Die Abführung von 90 
Prozent des Allbau-Gewinns von 16 
Mio. Euro im letzten Jahr ist äußerst 
kurzsichtig und gegen die Interessen 
der Stadt. Denn von einem Euro, die der 
Allbau aus dem Gewinn investiert, wer-
den weitere fünf Euro mobilisiert, die 
in den Wirtschaftskreislauf gehen und 
Arbeitsplätze schaffen. „Außerdem hat 
der Allbau als städtisches Wohnungs-
unternehmen den öffentlichen Zweck, 
preisgünstigen Wohnraum zu schaffen 
und einen Beitrag zur Stadtentwick-
lung zu leisten“, stellt die Fraktionsvor-
sitzende Gabriele Giesecke klar. „Das 
gehört zur Daseinsvorsorge gerade in 
Zeiten, in denen Wohnungen knapper 
werden. Der Allbau hat nicht den öf-
fentlichen Zweck den Stadthaushalt 
zu sanieren. Wenn Kämmerer Klieve 
unter Druck steht, weil er die Vorgaben 
des Stärkungspaktes einhalten muss, 
sollte er sich was anderes überlegen 
und sich nicht weiter am Allbau ver-
greifen.“ Nach Ansicht der Ratsfrak-
tion Die Linke ist es absurd, dass der 
Allbau 2016 und 2017 nur insgesamt 
133 neue Wohnungen bauen kann, also 
zwischen 1,38 und 2,15 Prozent des 
Gesamtbedarfes. Damit würden über 
50 Jahre vergehen, bis der Bedarf ge-
deckt ist, würde er alleine bauen. Dabei 
fehlen alleine 1.400 bis 2.600 öffent-
lich geförderte Wohnungen jährlich. 
Beim sozialen Wohnungsbau könnte 
Essen bereits weiter sein, wenn die 
Vorschläge der Ratsfraktion Die Linke 
nicht erst nach Monaten von der großen 
Koalition und der Verwaltung aufge-
nommen worden wären. Die Allbau AG 
ist Ende der 90er Jahre bereits einmal 
für die Sanierung der Stadtfinanzen 
missbraucht worden. Das ist komplett 
nach hinten losgegangen weil es die 
Stadt mehr gekostet als es eingebracht 
hat und den Allbau bis heute belas-
tet. „Trotzdem hat der Allbau wichtige 
Stadtteilerneuerungsprojekte wie am 
Niederfeldsee in Altendorf und in der 
nördlichen Innenstadt mit dem Bau 
der Kastanienhöfe zustande gebracht. 
Solche Projekte dürfen für die Zukunft 
Essens nicht gefährdet werden“, so Ga-
briele Giesecke abschließend.  www.

linksfraktionessen.de
 (Zusammenstellung: ulj)
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Kartellrecht und Arbeitnehmerrechte im Konflikt?
Zum Streit um die Ministererlaubnis bei der Fusion Edeka/Kaisers Tengelmann

Kartellrecht und Arbeitnehmerrechte sind 
ein spannendes und konfliktreiches Thema. 
Die ersten „Anti-Trust-Gesetze“ in den USA 
richteten sich zwar auch gegen unterneh-
merische Monopole, beispielsweise in der 
Öl- und Stahlindustrie. Praktisch wirksam 
wurden sie aber zunächst gegen Gewerk-
schaften, die als „unerwünschte Kartelle“, 
die den Preis der Arbeitskraft über das 
Marktniveau heben, von den Unternehmen 
heftig bekämpft wurden. Inzwischen ist in 
vielen industriellen Ländern der Unterschied 
zwischen Kartellen (von Unternehmen) und 
Koalitionen (von abhängig Beschäftigten) 
anerkannt, das Koalitionsrecht durch inter-
nationale Konventionen geschützt, in der 
Praxis aber immer noch heftig umkämpft.

Das OLG Düsseldorf hat sich nun mit 
einer erstaunlichen Entscheidung in 
diesen alten Konflikt eingemischt. Es 
gab einem Eilantrag von im Fusions-
verfahren zwischen Edeka und der 
Kaisers-Tengelmann-Gruppe unterle-
genen Unternehmen, in diesem Fall der 
Rewe-Gruppe und der Markant AG, ge-
gen die von Bundeswirtschaftsminister 
Gabriel erteilte Ministererlaubnis zur 
Fusion von Kaisers und Edeka statt. 
Die Rewe-Gruppe hatte 2014 einen Ge-
samtumsatz von 51,1 Milliarden Euro, 

die Edeka-Gruppe einen von 46,4 Mil-
liarden Euro. Kaisers Tengelmann ist 
demgegenüber mit 2,4 Milliarden Euro 
Umsatz ein „kleiner Player“, zudem 
einer, der nach eigenen Angaben in den 
letzten 15 Jahren keinen Gewinn mehr 
abgeworfen hat. Für die knapp 16 000 
Beschäftigten der Kaisers Supermärk-
te geht es also ums Überleben, und egal 
wie das Gefecht zwischen den beiden 
großen Bietern Edeka und Rewe aus-
gehen wird, am Ende wird eine weitere 
Zusammenballung von Marktmacht im 
Lebensmitteleinzelhandel stehen.

Erstaunlich ist das Urteil des OLG 
weniger wegen dem Vorwurf, Gabriel 
habe intransparent und unfair gegen-
über den beteiligten Bietern gehan-
delt. Das wird das weitere Verfahren 
hoffentlich aufklären. Erstaunlich und 
alarmierend ist vielmehr die These des 
OLG, der Erhalt von Arbeitnehmer-
rechten sei „kein Gemeinwohlbelang“. 
Das knüpft an dunkle Traditionen der 
zum Glück 2013 aus dem Bundestag 
ausgeschiedenen FDP an, die 2009 ge-
meint hatte, die Günstigkeitsklausel 
des Tarifvertragsgesetzes ändern zu 
dürfen zu Lasten der Arbeitnehmer 
und ihrer Tarifverträge. Am günstigs-
ten sei der Erhalt von Arbeitsplätzen, 

dem habe sich alles andere unterzuord-
nen, lautete damals die krude Logik der 
FDP. Von den DGB-Gewerkschaften 
kam als Reaktion noch vor Beginn der 
schwarz-gelben Koalitionsverhand-
lungen die klare Ansage, man werde 
sich im Fall einer solchen Generalat-
tacke auf Tarifverträge und Arbeit-
nehmerrechte mit allen Mitteln zur 
Wehr setzen. Bundeskanzlerin Merkel 
stoppte damals die FDP, und in der 
Bundesrepublik blieben seitdem solche 
Attacken aus. Auf EU-Ebene dagegen 
gingen sie, vor allem vorgetragen durch 
die sog. „Troika“ und die EU-Kommis-
sion, unvermindert weiter.

Insofern wird es spannend, wie die-
ser Konflikt weiter geht. Die „FAZ“ 
schreibt am 15.7., Gabriels Beamte 
seien gerade dabei, die neunte Novel-
le des Kartellgesetzes kabinettsfertig 
zu machen. Es gebe Stimmen in der 
Politik, die eine „Präzisierung der 
Gemeinwohlgründe“ verlangen. Sol-
che „Gemeinwohlgründe“ gibt es in 
vielen Teilen des Gewerberechts, sie 
schränken die Gewerbefreiheit ein. 
Möglicherweise entsteht also hier ein 
spannendes Thema auch für die Bun-
destagswahl 2017. 

 rüdiger lötzer

Überlebende des Fabrikbrandes in Karachi  
verklagen die deutsche Firma KiK 
Der Textildiscounter KiK, eine Tochter der 
Tengelmann-Gruppe, ist in deutschen Städ-
ten mit vielen Filialen vertreten und verkauft 
spottbillige Textilien. Den Preis der Textilpro-
duktion für den westlichen Markt bezahlen 
viele Arbeiterinnen und Arbeiter in Südasien 
mit ihrer Gesundheit und sogar mit ihrem 
Leben. Im September 2012 verbrannten 260 
Menschen in Karachi, Pakistan, in der Textil-
Fabrik Ali Enterprises. An den Folgen leiden 
die Überlebenden und Hinterbliebenen bis 
heute. Die Besitzer der Fabrik Ali Enterprises 
wurden bis jetzt nicht verurteilt. Sie sind ge-
gen Kaution wieder auf freiem Fuß. 

Der Fall sorgte für viel Aufmerksam-
keit und Empörung über die gefährli-
chen Arbeitsbedingungen am Ende der 
Produktionskette westlicher Firmen. 
Das deutsche Unternehmen KiK, für 
das die Firma Ali Enterprises – fast 
ausschließlich – produzierte, sah sich 
gezwungen, über Entschädigungen zu 
verhandeln.

Die Firma KiK hat ihrerseits keiner-
lei Verpflichtung zur Entschädigung. 

Juristische Instrumente, welche Kon-
zerne international zur Einhaltung von 
Menschenrechten verpflichten und den 
Betroffenen von Menschenrechtsver-
stößen Zugang zu Gerichten ermögli-
chen, fehlen. (Siehe Positionspapier für 
einen Nationalen Aktionsplan unten). 

Zwei Jahre versuchten die Hinter-
bliebenen und Verletzten, zusammen-
geschlossen in der „Baldia Factory 
Fire Affectees Association“ angemes-
sene Entschädigungszahlungen von 
KiK zu erhalten. Letztlich legte sich 
die Firma jedoch nicht fest, welchen 
Anteil sie zahlen wollte. Die Familien 
sollten sich auf einen langen Berech-
nungsprozess einstellen auf Grundlage 
der ILO-Normen, aber ohne zu wissen, 
wieviel und ob überhaupt Entschädi-
gung gezahlt würde. Unterstützt von 
der Menschenrechtsorganisation Eu-
ropäisches Zentrum für Verfassungs- 
und Menschenrechte (ECCHR) und von 
Medico international einigten sich die 
Hinterbliebenen auf eine Klägerin und 
drei Kläger, die stellvertretend für alle 

Opfer Zivilklage gegen die deutsche 
Firma KiK vor dem Landgericht Dort-
mund erhoben. 

Der Ausgang dieser Klage ist unge-
wiss, sie könnte ein Präzedenzfall für 
andere Menschenrechtsverletzungen 
von Unternehmen in anderen Ländern 
werden. Der Prozess, der inzwischen 
vom Gericht angenommen wurde, 
könnte unter Umständen schnell, z.B. 
aufgrund einer außergerichtlichen Ei-
nigung mit der Firma KiK, zu Ende 
sein, oder aber er kann sich über Jahre 
hinziehen und erfordert dann unsere 
Solidarität. Ob KiK seine menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten formal 
verletzt hat, muss das Landgericht auf-
grund der EU-Verordnung Rom II nach 
pakistanischen Gesetzen klären. Die 
spannende Frage ist nun, ob ein hiesi-
ges Gericht bereit ist, das auf ein deut-
sches Unternehmen zu übertragen.

 Der Ver.di-Frauenrat, Bezirk Frank-
furt am Main und Region, hat auf 
mehreren Konferenzen, zuletzt letztes 
Jahr auf dem Ver.di-Bundeskongress 
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für eine Beschlusslage gesorgt, die die 
Einhaltung der Menschenrechte von 
deutschen Unternehmen im In- und 
Ausland fordert und die Bundesregie-
rung auffordert, effektive Rechtsmittel 
dafür zu schaffen.

Auf Einladung des Frauenrates und 
von Medico international Frankfurt 
am Main kamen am 23. Juni im Rah-
men ihrer Veranstaltungs-Rundreise 

die Klägerin Saeeda Khatoon und 
der Kläger Muhamad Hanif sowie der 
Vize-Generalsekretär der Gewerk-
schaft NTUF Nasir Mansoor auch nach 
Frankfurt ins Gewerkschaftshaus. 

Saeeda schilderte sehr bewegend ih-
ren Schmerz über den Verlust ihres 
17-jährigen Sohnes bei dem Unglück. 
Er fing mit 14 Jahren an, bei Ali Enter-
prises zu schuften. „Manchmal war 

er 72 Stunden lang in der 
Fabrik“, erzählt die Pakis-
tanerin. Für ein Monatsge-
halt von umgerechnet rund 
70 Euro.

Die Betroffenen fordern je-
weils 30 000 Euro Schmer-
zensgeld von KiK. Die 
Billigkette hatte nach der 
Brandkatastrophe zwar eine 
Soforthilfe von rund 800 000 
Euro gewährt – wovon die 
Klägerin nach eigenen Ab-
gaben etwa 3000 Euro er-
hielt, was aber längst nicht 
für eine langfristige Unter-
stützung ausreiche. Viele be-
troffenen Familien könnten 
sich ohne den Lohn der ums 
Leben gekommenen Ange-
hörigen kaum noch über 
Wasser halten. Es gehe bei 
den Forderungen der Kläger 

auch um die Finanzierung von medizi-
nischen Behandlungen und Renten so-
wie die Anerkennung erlittenen Leids.

Mindestens genauso wichtig wie eine 
finanzielle Entschädigung ist den Op-
fern aber auch eine förmliche Entschul-
digung von KiK und die Übernahme 
der Verantwortung für das Unglück. 
Es gehe aber auch darum, dass KiK 
die Arbeitsbedingungen in den ande-

Das Positionspapier „Wirtschaft und Menschenrechte – Erwartungen an einen deut-
schen Aktionsplan“ wurde im Jahr 2014 erarbeitet von: CorA-Netzwerk für Unternehmens-
verantwortung, Forum Menschenrechte, Amnesty International Deutschland, Brot für die 
Welt – Evangelischer Entwicklungsdienst, European Center for Constitutional and Human 
Rights (ECCHR), Germanwatch, Misereor, Oxfam Deutschland, Verdi, www.cora-netz.de/

Zusammenfassung des Positionspapiers 
Macht und Einfluss transnationaler 
Konzerne haben im Zuge der Glo-
balisierung stetig zugenommen. Ei-
nerseits wurden ihr Marktzugang 
und Investitionsschutz durch inter-
nationale Abkommen erheblich aus-
geweitet und durch Schiedsgerichte 
abgesichert. Andererseits fehlen ver-
gleichbare Instrumente, welche die-
selben Konzerne international zur 
Einhaltung von Menschenrechten 
verpflichten und den Betroffenen von 
Menschenrechtsverstößen Zugang zu 
Gerichten ermöglichen. Solche men-
schenrechtlichen Regulierungslü-
cken zu schließen, ist der Anspruch 
der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte, die 2011 im UN-
Menschenrechtsrat einstimmig ver-
abschiedet wurden. Die unterzeich-
nenden zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen dieses Positionspapiers 
erwarten von der Bundesregierung 
und dem Bundestag, dass sie auf Basis 
der UN-Leitprinzipien und anderer 
relevanter Menschenrechtsdokumen-
te sowie unter aktiver Beteiligung 

der Zivilgesellschaft einen deutschen 
„Aktionsplan Wirtschaft und Men-
schenrechte“ entwickeln und in der 
kommenden Legislaturperiode zü-
gig umsetzen. Insbesondere sollten 
Bundesregierung und Bundestag: die 
deutschen Rechtsgrundlagen umfas-
send auf Regulierungslücken über-
prüfen, die einen effektiven Schutz 
vor Menschenrechtsverstößen durch 
Privatunternehmen erschweren; 
durch menschenrechtliche Folgenab-
schätzungen, reformierte Menschen-
rechtsklauseln und eine neue Prio-
ritätensetzung sicherstellen, dass 
Investitions- und Handelsabkommen 
der EU sowie deutsche Rohstoff-
partnerschaften die Umsetzung von 
Menschenrechten nicht behindern, 
sondern fördern; für eine umfassen-
de Verankerung der Menschenrechte 
in den Leitlinien und der operativen 
Arbeit von Weltbank, IWF und ande-
ren internationalen Institutionen ein-
treten; Ausführungsbestimmungen 
zur menschenrechtlichen Sorgfalts-
pflicht von Unternehmen, auch mit 

Bezug auf deren Tochter- und Zulie-
ferbetriebe sowie Vertriebspartner, 
entwickeln und diese in Deutsch-
land gesetzlich vorschreiben; jegli-
che staatliche Unterstützung, etwa 
durch Außenwirtschaftsförderung 
oder öffentliche Beschaffung, von 
der strikten Einhaltung menschen-
rechtlicher Sorgfalt abhängig ma-
chen und transparent offenlegen; bei 
gravierenden Menschenrechtsver-
stößen eine Durchgriffshaftung von 
Unternehmen für ihre ausländischen 
Tochter- und Zulieferbetriebe sowie 
Vertriebspartner rechtlich veran-
kern; bei Menschenrechtsverstößen 
unter Beteiligung deutscher Unter-
nehmen im Ausland die Anwend-
barkeit deutschen Rechts und eine 
Unternehmensstrafbarkeit rechtlich 
ermöglichen; die Zulässigkeit von 
Klagen durch Betroffene aus dem 
Ausland in Deutschland rechtlich 
ermöglichen sowie die finanziellen 
und prozessualen Hürden verringern; 
die Neufassung der OECD-Leitsätze 
für multinationale Unternehmen von 
2011 konsequent und umfassend um-
setzen sowie bei Verstößen Sanktio-
nen vorsehen.
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BDI bedauert Brexit, fordert maxi
male Schadensbegrenzung für Un
ternehmen, Beschäftigte und Ein
kommen. BDi-Presseerklärung, 
fr., 24.6.2016. „Das Resultat ist ein 
Alarmsignal an uns Europäer, die 
EU wettbewerbsfähiger zu machen,“ 
so BDI-Hauptgeschäftsführer M. 
Kerber zum Ausgang des britischen 
Referendums. … die Beziehung mit 
dem Vereinigten Königreich (stün-
den) nun vor einem Neustart. Fragen 
wie die des Marktzugangs, regulato-
rische Standards oder Mobilität von 
Beschäftigten seien nun neu auszu-
handeln. Der drohende Verlust des 
Zugangs zum Binnenmarkt werde 
die britische Wirtschaft und deut-
sche Unternehmen mit Geschäft im 
Vereinigten Königreich … „hart und 
unmittelbar“ treffen: „Neue deutsche 
Direktinvestitionen auf der Insel sind 
kaum zu erwarten.“ Nahezu 400 000 
Menschen arbeiten im Vereinigten 
Königreich in deutschen Unterneh-
men. „Die Beschäftigten stehen vor 
unsicheren Zeiten, erwarten eine 
gute Vereinbarung so rasch wie mög-
lich“, sagte Kerber. 

Maschinenbau fordert klares Be
kenntnis vom Wirtschaftsminister 
zu TTIP. Vdma-Presseerklärung, 
fr.,15.7.16. – Nach der Entscheidung 
Großbritanniens für einen EU-Aus-
tritt ist das Freihandelsabkommen 
TTIP wichtiger denn je für die euro-
päische Industrie. Der Verband deut-
scher Maschinen- und Anlagenbau 
e.V. (VDMA) mahnt, dass ein zeitna-
her Abschluss von TTIP ein wichti-
ges Signal wäre für die Zukunfts-
fähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
Europa. „Wir sind des-halb sehr ent-
täuscht, dass Teile der SPD das an-
gestrebte Abkommen mit den USA 
vorzeitig beerdigen“, sagt VDMA-

Hauptgeschäftsführer 
Th. Brodtmann. „Die 
EU muss beweisen, 
dass sie trotz politi-
scher Krise nach dem 
Brexit-Votum handlungs-
fähig ist“, so Brodtmann. Aus Sicht 
des VDMA muss das Abkommen da-
für den europäischen Industriebran-
chen einen besseren Marktzugang in 
den USA ermöglichen. 

IndustrieAllianz für fairen Handel 
fordert effektiven Handelsschutz 
gegen China. Pressemitteilung der 
wirtschaftsvereinigung metalle e.V., 
Do., 14.7.2016. – Am 12./13.7.2016 
traf sich zum „EU-China-Summit“ 
in Peking. Wirtschaft und Politik, 
um über die (handels-)politischen 
Beziehungen, vor allem die Vergabe 
des Marktwirtschaftsstatus an China 
(MES) zu sprechen. Die Anerkennung 
des MES würde Abwehrmöglichkei-
ten der EU gegen unfaire Importe 
aus China massiv schwächen. Der 
Präsident des Bundesverbands Kera-
mische Industrie e.V., R. Müller: „Chi-
nesische Überkapazitäten werden … 
zu Dumpingpreisen – nach Deutsch-
land und Europa exportiert. Durch 
diese unfairen Handelspraktiken 
geraten … Unternehmen unter mas-
siven Druck. Wirksame Schutzinst-
rumente … sind unabdingbar.“ Die 
IndustrieAllianz für fairen Handel 
(ein Zusammenschluss von Branchen 
im dt. Metallsektor) fordert daher 
die EU-Kommission auf, die Vergabe 
des Marktwirtschaftsstatus an die 
fünf technischen EU-Kriterien zu 
binden und auf Abbau chinesischer 
Überkapazitäten in allen Branchen 
hinzuwirken.“

 Zusammenstellung: rosi steffens

ren Zulieferbetrieben verbessere, sagt 
Saeeda Khatoon.

Ein im Anschluss geführtes Inter-
view der pakistanischen Delegation mit 
der „Frankfurter Rundschau“ brachte 
noch weitere Informationen: Unab-
hängig vom Verfahren in Dortmund 
führt die Internationale Arbeitsorga-
nisation (ILO) in Genf Verhandlungen 
über eine weitere Entschädigung al-
ler Opfer. Vergangenen Mittwoch gab 
es dazu Gespräche mit Vertretern der 
pakistanischen Regierung, von Ge-
werkschaften, KiK und des deutschen 
Bundesministeriums für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ). Vor allem auf Druck des BMZ 
habe sich der Textildiscounter auf neue 
Gespräche eingelassen, Eine Kommis-
sion solle jetzt zunächst in Karachi die 

Situation der Opfer und Hinterbliebe-
nen untersuchen. 

In Pakistans Textilfabriken habe sich 
seit der Brandkatastrophe nicht wirk-
lich etwas verändert. In 95 Prozent der 
Betriebe gebe es keine gewerkschaft-
liche Vertretung, sagt Nasir Mansoor, 
von der Gewerkschaft NTU. Nur etwa 
fünf Prozent der Beschäftigten hät-
te einen schriftlichen Arbeitsvertrag. 
Und 12 bis 18 Stunden Arbeit seien an 
der Tagesordnung.

Die Bundesregierung hat sich in ihrer 
Regierungserklärung zu einem Natio-
nalen Aktionsplan für Wirtschaft und 
Menschenrechte bekannt und derzeit 
ist die Diskussion über die Umsetzung 
im Gang. Viele soziale und Menschen-
rechtsorganisationen wollen darauf 
Einfluss nehmen.

Quellen: www.medico-international.com, Frankfurter Rundschau vom 27.06.2016, 

Wirtschafts-

presse

Die Redefreiheit in den Parlamen-
ten und den Räten der Städte und 

Gemeinden wird von dem Rechts-
extremismus genutzt, um diffamie-
renden Ideen eine Öffentlichkeit zu 
schaffen. Vielerorts versucht man nach 
der Devise „gar net‘ ignorieren“ die 
öffentliche Aufmerksamkeit herunter 
zu dimmen. Totschweigen kann aber 
auch wie stillschweigende Billigung 
wirken. Der in Hamburg entwickelte 
Ansatz von sorgfältiger Beobachtung 
und kritischer Beleuchtung sorgt da 
für Klärung der Grenzen. In einer 
gesetzgebenden Körperschaft muss 
rechte Ideologie versuchen, die Brü-
ckenbindungen zwischen Rechten und 
Rechtsextremen zu festigen. 
• Der AfD-Watchletter kann über die 
Email-Adresse newsletter@linksfrak-
tion-hamburg.de bestellt werden.
• Die Redaktion der Politischen Be-
richte sammelt PDF-Fassungen, die 
unter www.linkekritik.de, Sammlun-
gen, HH-AfD-Watchletter zu finden 
sind. 
Im Folgenden dokumentieren wir die 
Inhaltsverzeichnis und Einleitungen 
und der bisher erschienen Ausgaben 

Neu aus Hamburg:

Rechtsaußen im  
Rathaus 
Watchletter über die Aktivitäten der AfD 
in der Hamburgischen Bürgerschaft Die 
Aktivitäten der AfD in der Hamburgischen 
Bürgerschaft

AfD-Watchletter Nr. 1, März 2016. 
Inhalt: Flüchtlinge und Rassismus | So-
zialchauvinismus und Leistungsideologie 
| Law and Order | Hetze gegen Liberale 
und „Linksextremismus“ | Medienkritik und 
„Lügenpresse“ 

Schon vor den letzten Landtagswahl-
ergebnissen hatte die Fraktion Die 

Linke in der Hamburgischen Bürger-
schaft beschlossen, einen neuen News-
letter herauszugeben, und nach diesen 
Wahlen legen wir nun wirklich los: Wir 
wollen darüber informieren, was die 
AfD in der Hamburgischen Bürger-
schaft eigentlich treibt. Zwar sind ihre 
parlamentarischen Beiträge – Anträge, 
Reden, Kleine und Große Anfragen 
– über die Parlamentsdatenbank öf-
fentlich zugänglich. Doch wir wollen 
die Bedingungen der Information ver-
bessern und damit die politische Aus-
einandersetzung befördern.

Mehr als ein Jahr nun ist die AfD 
mit Abgeordneten in der Bürgerschaft 
vertreten. Sie hat das Parlament ver-
ändert. Gestritten wurde dort natür-
lich auch schon früher. Die politischen 
Differenzen zum Beispiel zwischen uns 
und der CDU sind tief.

Was also ist neu? 
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Die AfD ist keine Partei wie die an-
deren, nur etwas weiter rechts veror-
tet. Ihre Fraktion in der Bürgerschaft 
lässt keinen Zweifel daran, dass sie 
die gesellschaftliche Realität nicht an-
erkennt, sondern grundlegend ändern 
will. Sie akzeptiert die Veränderungen 
der letzten Jahrzehnte nicht, nicht die 
Vielfalt der Lebensentwürfe und schon 
gar nicht die kulturelle und religiö-
se Vielfalt. Sie stellt diese Vielfalt in 
Frage, will sie zerstören. Und dazu 
nutzt sie die Bürgerschaft. Von Beginn 
an ist ihr hauptsächliches, manchmal 
fast schon einziges Thema die Flücht-
lingspolitik. Sie greift die „Altpartei-
en“ an, sie greift geltendes Recht an, 
Grundrechte wie das Recht auf Asyl 
oder Religionsfreiheit, vor allem aber 
greift sie die Menschenwürde und die 
Menschenrechte der Geflüchteten an.

In den ersten Monaten ihres Bür-
gerschaftsauftrittes konnte man noch 
geneigt sein, die AfD zu unterschätzen, 
so tollpatschig hat sie sich teilweise 
angestellt. Auch jetzt sind ihre Abge-
ordneten in der Ausschussarbeit etwa 
kaum präsent, haben inhaltlich wenig 
zu sagen. Doch Unterschätzung wäre 
völlig falsch. Das haben nicht nur die 
jüngsten Wahlen gezeigt.

Viele Menschen kommen mit den er-
fahrenen Brüchen nicht klar, mit der 
Globalisierung, den krisenhaften Ent-
wicklungen, dem zunehmenden Ver-
lust der Kontrolle über die eigenen 
Lebensbedingungen und den Verän-
derungen der erfahrbaren Umwelt, 
Veränderungen auch durch Flucht-
bewegungen und Einwanderung. Das 
ist der Boden, den die AfD beackert. 
Sie bedient und stärkt das Ressenti-
ment, das Vielfalt und Buntheit der 
Gesellschaft als Bedrohung empfindet. 
Sie stellt Gleichwertigkeit und glei-
che Grundrechte aller hier lebenden 
Menschen grundsätzlich in Frage. Man 
muss ihr nicht vorhalten, dass sie zur 
Lösung von Problemen nichts beizu-
tragen hat, denn es geht ihr nicht um 
Lösungen vermeintlicher oder wirk-
licher Probleme, sondern um die Mo-
bilisierung des Ressentiments gegen 
erhebliche Teile unserer Gesellschaft, 
die als „anders“ wahrgenommen wer-
den. Die AfD bietet an, die Realität 
der Wahnvorstellung einer homogenen, 
also nicht bunten, nicht vielfältigen 
Gesellschaft anzupassen. Das macht 
sie brandgefährlich.

Mit der Herausgabe dieses Newslet-
ters wollen wir einen Beitrag leisten, 
über die Umtriebe der AfD-Fraktion zu 
informieren. Dass wir rassistische und 
andere Äußerungen gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit dokumen-
tieren, ist natürlich nicht unproblema-
tisch, weil wir sie damit wiederholen. 
Unser Anliegen ist jedoch die Aufklä-
rung, Voraussetzung für die erfolgrei-
che politische Gegenmobilisierung.

Der vorliegende Newsletter endet mit 

Stand Februar 2016. Er soll ab sofort 
sechs- bis achtwöchentlich erscheinen. 
Wer ihn abonnieren möchte, bitte eine 
Mail an newsletter@linksfraktion-
hamburg.de schicken! Wir freuen uns 
auch über Rückmeldungen, natürlich 
auch über kritische! 

 christiane schneider

AfD-Watchletter Nr. 2, April 2016.
Inhalt: Vorbemerkungen zur Strategie der 
AfD | Antimuslimischer Rassismus: Bei 
der Hamburger AfD-Fraktion längst Alltag | 
„Die Flüchtlingskrise hält weiter an“ (AfD-
Homepage) – die Hetze der AfD auch | Von 
„Verteilungskämpfen“ und sozialen Verwer-
fungen | Über das gespaltene Verhältnis zur 
„Lügenpresse“ | Gegen sexuelle Vielfalt 
und Sexualpädagogik

Christen und andere Minderheiten 
unter den Flüchtlingen besser schüt-

zen“ – unter diesem Titel hatte die CDU 
Mitte April einen Antrag (Drs. 21/3712) 
in die Hamburgische Bürgerschaft 
eingebracht. Auch ohne die Anwesen-
heit der AfD wäre das eine schwierige 
Debatte gewesen. Denn der Grat ist 
 schmal zwischen der Verantwortung 
für den Schutz von Minderheiten und 
der Verbreitung von Vorurteilen insbe-
sondere gegen muslimische Geflüchte-
te. Problematisch an dem CDU-Antrag 
war vor allem die Forderung, bei der 
Registrierung von Geflüchteten die 
Ethnie und die Religion zu erfassen. 
SPD, Grüne und Linke wiesen diese 
Forderung denn auch entschieden zu-
rück.

Für die die AfD war der CDU-Antrag 
hingegen ein gefundenes Fressen. Aus-
gerechnet ihr Fraktionsvorsitzender, 
der sich so gerne honorig gebende Pro-
fessor Kruse, nutzte die Gelegenheit 
für eine Grenzüberschreitung und eine 
Verschiebung der Debatte. Nachdem er 
sich persönlich zum säkularen Staat 
und zur Religion als Privatsache be-
kannt hatte, sagte er Folgendes: „Aber 
es gibt Religionen, die betrachten das 
nicht als Privatsache für sich, sondern 
stellen Forderungen an den Staat, an 
andere, nicht selten in intoleranter und 
gewalttätiger Form, und das sind Din-
ge, die wir bekämpfen müssen. Und 
wenn wir das akzeptieren, dann muss 
man auch akzeptieren, dass man diese 
Religionen und Ethnien auch erfasst.“*

Zweierlei passiert hier: Erstens wird 
nicht von Individuen gesprochen, son-
dern von bestimmten Religionen, die 
angeblich so und so sind, auf jeden 
Fall anders und eben auch nicht selten 
gewalttätig. Und zweitens wird die oh-
nehin problematische, von der CDU mit 
dem Schutz von Minderheiten begrün-
dete Forderung, bei der Registrierung 
aller Geflüchteten auch Religion und 
Ethnie zu erfassen, verschoben zur Er-
fassung von Angehörigen bestimmter 
Religionen und Ethnien, und zwar als 
„Gefährder“.

Auf Antrag der Grünen trat darauf-
hin der Ältestenrat zusammen, ergeb-
nislos, und am nächsten Tag inszenier-
te sich Professor Kruse als „Opfer“ ei-
nes „Einschüchterungsversuchs“ und 
fand dabei leider auch noch Resonanz 
im „Hamburger Abendblatt“.

Die AfD will auf ihrem bevorstehen-
den Programmparteitag den Kampf 
gegen den Islam ins Zentrum rücken. 
Sie verschiebt den Diskurs der Bedro-
hung allmählich vom Geflüchteten auf 
den Islam. Damit zielt sie mitten auf die 
plurale Gesellschaft, auf das friedli-
che Zusammenleben, auf Grundrechte 
eines Teils der Bevölkerung. Der Be-
drohliche, Gefährliche, der Islam, der 
„nicht zu Deutschland gehört“ (AfD-
Programmentwurf), der „an sich eine 
politische Ideologie (ist), die mit dem 
Grundgesetz nicht vereinbar ist“ (Be-
atrix von Storch in der Frankfurter 
Allgemeinen Sonntagszeitung/FAS), 
der „intellektuell immer mit der Über-
nahme des Staates verbunden“ ist und 
ein „Fremdkörper“**, der hier „kei-
ne Heimat finden“ könne (Alexander 
Gauland ebenfalls in der FAS), kommt 
nicht erst mit den Geflüchteten zu uns. 
Er ist schon lange da, mindestens seit 
Beginn der Arbeitsmigration aus der 
Türkei Anfang der 60er Jahre. Ist der 
Islam erst einmal als Feind markiert, 
sind die AfD-Forderungen, Symbole 
des Islam aus der Öffentlichkeit zu 
verbannen, Moscheen unter staatliche 
Kontrolle zu stellen usw., nur konse-
quent. Heiner Geißler (CDU) nennt das 
in der Rhein-Neckar-Zeitung „religiö-
sen Rassismus“.

Aber zurück zur Rede von Prof. Kru-
se. Auch wenn die Bürgerschaftsde-
batte sich auf die Registrierung von 
Geflüchteten bezog: Kruse formuliert 
seine Forderung nach Erfassung „die-
ser Religionen und Ethnien“ allgemein 
und absolut. Vor dem Hintergrund der 
AfD-Programmdebatte ist die Dro-
hung unüberhörbar. 

 christiane schneider
* Das offizielle Protokoll der Bürgerschafts-
sitzung vom 13.4. wird frühestens in einigen 
Wochen veröffentlicht – uns liegt eine Mitschrift 
aber bereits vor. Sie ist außerdem auf der Face-
bookseite der AfD-Fraktion nachzuhören.
** Die zunehmende Rede vom „Fremdkörper“ 
Judentum vor allem ab den 1920er Jahren berei-
tete dem Holocaust den Boden.

AfD-Watchletter Nr. 3, Juli 2016

Inhalt: „Auch das ist ein Grund für die 
Wachstumsschwäche, die in der Kultur be-
gründet liegt.“ | Islamfeindliche Hetze | 
Angriff auf Bürgerhäuser, Stadtteilkultur-
zentren, Begegnungshäuser

Da die AfD nicht von „Rassen“ spricht, 
fragt man uns manchmal, ob man 

AfD-Reden denn wirklich als „rassis-
tisch“ bezeichnen könne. Tatsächlich 
ist der Begriff „Rasse“ nach der Nie-
derlage des Faschismus und infolge 
des Völkermords an den europäischen 
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Juden und an den Sinti und Roma weit-
gehend diskreditiert, sodass er auch 
auf der Rechten heute kaum noch eine 
Rolle spielt. In seiner Studie „Schuld 
und Abwehr“ konstatierte der Philo-
soph und Soziologe Theodor Adorno 
1954: „Das vornehme Wort Kultur tritt 
anstelle des verpönten Ausdrucks Ras-
se, bleibt aber ein bloßes Deckbild für 
den brutalen Herrschaftsanspruch.“

Genau das bestätigt die AfD immer 
wieder, besonders krass in der Rede 
des Abgeordneten Bernd Baumann, die 
wir weiter unten ausführlicher doku-
mentieren. Wie der Begriff der „Ras-
se“ ist der Begriff der „Kultur“ bei 
der AfD ein Konzept, tatsächliche und 
angebliche Unterschiede zu beschwö-
ren, um die Ungleichheit der Menschen 
und vor allem die Minderwertigkeit 
des Anderen festzuschreiben. Es geht 
um Abgrenzen und Ausgrenzen. Um 
eine hierarchische Ordnung der Welt 
mit dem Zentrum Deutschland, aber 
auch um hierarchische Gruppierung 
unterschiedlicher Bevölkerungsteile 
im Inneren. Dem AfD-Abgeordneten 
Baumann geht es erkennbar nicht nur 
um tatsächliche und angebliche kultu-
relle Unterschiede. Es geht ihm darum, 
diese Unterschiede gegen Menschen 
mit anderem kulturellen Hintergrund 
ins Feld zu führen, um die deutsche 
Einzigartigkeit und Überlegenheit zu 
behaupten.

Es fällt auf, dass die parlamentari-
schen Initiativen und Debattenbeiträ-
ge der AfD um sehr wenige Themen 
kreisen, auf die die AfD-Abgeordneten 
auch dann nach spätestens 30 Sekun-
den zu sprechen kommen, wenn es um 
Schul- oder Stadtentwicklungspoli-
tik oder irgendein anderes beliebiges 
Thema geht: Ganz überwiegend geht 
es der AfD auf die eine oder andere 
Weise um die „Flüchtlingsfrage“, um 
„fremde Kulturen“, den „Islam“, um 
„Linksextremismus“ und alle, die ihn 
unterstützen …

Das klingt skurril, hat aber System. 
Das Thema der AfD heißt: „Identi-
tät“, deutsche Identität. Die „Identität“ 
zur entscheidenden gesellschaftlichen 
Frage zu machen, wie die Publizistin 
Isolde Charim kürzlich schrieb, das 
ist das Projekt der politischen Rechten 
in ganz Europa, und es ist das Projekt 
der AfD. Sie konzentriert sich, auch in 
der Bürgerschaft, auf alles, was diese 
„Identität“ schwächt.

Die aggressive Abgrenzung gegen 
andere Kulturen und die Abwehr des 
vermeintlich kulturell Fremden im In-
nern ist das eine. Die Bekämpfung von 
allem, was dem Deutsch-Sein der AfD 
widerspricht, das andere: egal ob es 
um Linke geht oder um Lebensweisen 
jenseits der traditionellen Kleinfami-
lie und traditioneller Rollenbilder. Das 
schlägt sich in ihren Anfragen und 
Anträgen in der Bürgerschaft nieder. 
 christiane schneider

Gesellschaftspolitischer Rahmen (S. 2 )

• Wirtschaftliche Lage ist gut – auch 
auf dem 2. Blick?

• Arbeitslosenzahlen niedrig – so vie-
le Zweitjobs wie nie

• SV-pflichtige Beschäftigung auf Re-
kordhoch – prekäre Jobs

• Wirtschaft wächst und Exportre-
korde

• Krisenstimmung und Befürchtun-
gen

• soziale Spaltung und Ungleichheit
• „Staatsversagen“ – Politikversagen
• Herausforderung Digitalisierung
• Auswirkungen von Neoliberalismus 

und Globalisierung
• Zuwanderung Schutzsuchende
• Angst um Sicherheit und vor Kri-

minalität

Rechtspopulismus in Europa (S. 7 )

• Erstarken der AfD vor dem Hinter-
grund der Entwicklungen in ande-
ren Ländern sehen:  
A, F, NL, DK…

• nachholende Entwicklung in 
Deutschland

• Österreich: Ergebnisse von 50 Pro-
zent sind möglich

• Krise der europäischen Idee – nicht 
neu

• Abstimmung in NL und Ungarn, 
BREXIT

• global: Populisten und Demokra-
tiefeinde im Aufwind

• Tea Party und Trump

Trends und Umfragen (S. 8 )

• Krise der Demokratie: Krawall statt 
Konsens

• Sinken der Wahlbeteiligung
• Mitgliederverluste der Parteien
• Ansehensverluste von Politik
• Mitte-Studie und Felps-Studie
• alarmierende Zahlen insbesondere 

bei Jüngeren
• Fremdenfeindlichkeit und Feind-

bild Islam verfestigen sich
• Radikalisierung und Verrohung 
• Angriff auf Flüchtlinge und Politi-

ker, Medien-Bashing

Wer oder was ist die AfD? (S. 9 )

• regionale Differenzierung wichtig: 
BW anders als S-An

• Mitglieder kommen aus allen 
Schichten

• Studien sagen: viele Besserverdie-
nende

• keine Partei von „Opfern“ oder 
„Zukurzgekommenen“

• wird auch viel von Arbeitslosen, Ar-
beitern und Angestellten gewählt

• auch Gewerkschafter sind Mitglied 
der und wählen die AfD

• professionelle Partei und zerstritte-
ner Haufen: Lucke weg, Petry iso-
liert, Fraktion BW…

Wofür oder wogegen steht die AfD (S. 13/14)

• die AfD steht für:
• Mindestlohn
• Zerschlagung der Bundesagentur 

für Arbeit
• Nichtbeachtung des Themas Mitbe-

stimmung
• neoliberale Wirtschaftspolitik
• schlanken Staat
• veraltetes Familienbild
• Leugnung des Klimawandels
=> die AfD hat keine Positionen zu 

wichtigen Zukunftsthemen 
 wie Industrie 4.0 

=> die AfD ist KEINE Arbeitnehmer-
partei

• die AfD ist aber vor allem eine An-
ti-Partei:

• gegen Parteiendemokratie
• gegen Alt-Parteien
• gegen Medien
• auch gegen DGB-Gewerkschaften
!! Vorsicht Betriebsratswahl 2018!!!
• gegen gesellschaftliche Verände-

rungen der letzten Jahrzehnte von 
Homo-Ehe bis Wehrpflicht

• gegen Flüchtlinge
• gegen Islam
• gegen TTIP

Wer wählt AfD (S. 15 )

• mehr Männer als Frauen
• mehr Junge als Alte
• viele Arbeitslose, Arbeiter, Ange-

stellte, aber aus allen Schichten und 
Berufen

• überproportional viele Gewerk-
schafter

• Wahlforscher sagen: Potential der 
AfD noch deutlich höher als Umfra-
gewerte

Die Gewerkschaften sind mit dem dreis-
ten Anspruch der AfD konfrontiert, eine 
Arbeitnehmerpartei zu sein. Mit freund-
licher Genehmigung des Autors (Konrad 
Klingenburg / FB GP, Res. Berliner Büro) 
dokumentieren wir Auszüge aus einer 
Powerpointpräsentation (insg. 25 Seiten, 
21.6.2016. Textteil vollständig – sowie aus 
Platzgründen leider nur wenige – ausge-
wählte Schaubilder). 

Die AfD: Einschätzung 
und Umgang
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Projekt Wegemarken – Sachstand 
Juli 2016 – weitere Entwicklung
Aktuelles Kalenderblatt: Mit dem in 
dieser Ausgabe der Politischen Be-
richte vorgestellten Projekt – Öster-
reich: „1840er-Jahre: Auf leisen Sohlen 
kommt die Solidarität in die Welt – 
konnten wir ein spannendes Moment 
der Emanzipation beleuchten. Eine 
Überraschung war, dass es in Öster-
reich, dessen Literatur später so reich 
blühen wird, der Sozialroman in der 
Vormärzzeit praktisch ausfällt. Unsere 
Überraschung belegt, dass die Zensur 
und ihre weitreichenden Wirkungen in 
der heutigen Internet-Zeit leicht über-
sehen werden.
Projektentwicklung: Wir stellen fest, 
dass es noch nicht zufriedenstellend 
gelingt, die Stimmen der handelnden 
Subjekte aufzutreiben. Das gilt für die 
Träger der Emanzipation, das gilt aber 
auch für die Verankerung im Rechts-
system. 
Arbeitsplattform Wegemarken: Inzwi-
schen stehen Daten aus Irland auf der 
Plattform. Unter „www.linkekritik.
de“ ist bei „Wegemarken“ eine Rubrik 
eingerichtet, in der die Kalenderblätter 
extra gesammelt werden. Noch nicht 
gelöst ist die Frage, wie ausführlichere 
Angaben zur Literatur bzw. seltene 
Quellen etc. mit dem System verbunden 
werden. Wir gehen davon aus, dass sich 
etliche Mitwirkende bei der Sommer-
schule treffen, wo wir dann auch versu-
chen werden, unsere Erfahrungen zu-
sammenzufassen. Wir erwarten, dass 
im Anschluss an die dabei möglichen 
Beratungen die Webseite eine Fassung 
finden kann, die sie als gemeinsame Ar-
beitsplattform der (deutschsprachigen) 
Mitwirkenden brauchbar macht. Offen 
ist, wie (und wie weit) das Projekt in 
der Zweitsprache Englisch präsentiert 
werden kann oder muss.
Nächstes Kalenderblatt: Arbeitstitel 
1932: „The Lifting of the Ban on Mar-
ried Women in the Workplace” wird eine 
Wegemarke in Irland.  eva Detscher

Münchner Lokalberichte (mlb) eingestellt 
Eine ausführliche Stellungnahme fin-
det sich in der letzten Ausgabe. http://
www.flink-m.de/690.0.html. Das fo-
rum linker kommunalpolitik münchen 
e.V., das seit einigen Jahren auch die 
mlb getragen hatte, stellt unter www.
flink-m.de eine offene Arbeitsplatt-
form und ein Archiv bereit. Die vom 
Forum geförderten Printprojekte mit-
links für ein solidarisches münchen 
und studienreihe zivilgesellschaftli-
che Bewegungen – institutionalisier-
te Politik“ werden weitergeführt. Sie 
finden sich so wie auch die älteren 
Ausgaben der mlb bei www.flinkm.de 
im Bereich Archiv / Sammlung als Pdf.  
 martin fochler
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Unter der Herrschaft der Zensur …
Sozialroman: Fabrikkassen wurden im 
Habsburgerreich zur Zeit des Vormärz 
als praktische Antwort auf neue soziale 
Risiken gegründet. Anderswo – heraus-
ragend Frankreich, Großbritannien und 
auch in der Schweiz – belebten „Sozial-
romane“, nicht selten als Fortsetzungs-
romane der entstehenden Presse kon-
zipiert, die politische Debatte. Im alten 
Österreich herrschte bis 1848 eine stren-
ge Zensur. 1826 wurden in der gesamten 
Monarchie nur 80 Periodika gezählt, auf 
den Verbotslisten standen in der Zeit des 
Vormärz mehrere tausend Romane.1 So-
zialkritischer Schriftstellerei fehlte das 
Medium, sie war wirtschaftlich brotlos 
und politisch riskant, ein Weg ins Exil. 
Theater. Dem Theater allerdings ließ 
die Obrigkeit Spielräume. Namen wie 
Grillparzer oder Nestroy klingen noch 
heute. Die von Nestroy, der auch Schau-
spieler war, für das Singspiel perfektio-
nierte Form des politisch und sonst wie 

anzüglichen, mehrstrophigen Couplets2 
bringt in der Textstrophe eine oft giftig 
formulierte, kritische Anmerkung zum 
Zeitgeschehen. Im Refrain hingegen, 
z.B. – „Da finden die Leut‘ dran ein 
Vergnügen? Ich, offen g‘sagt, nicht, ich 
müsst‘s lügen“ oder „Es ist jetzt schön 
überhaupt, wenn man an etwas noch 
glaubt“ oder „Die Welt steht auf kein 
Fall mehr lang!“3 – mündet die Kritik 
in einer Sentenz. Handlungsdruck wird 
abgefangen, das Publikum kann mit 
einem Kopfnicken, -wiegen oder -schüt-
teln weiterleben wie bisher.
Witz, Selbstironisierung und Subversi
on. Ein deutsch-hegelianischer Reisen-
der, Karl Gutzkow, erregt sich 1845: Die 
von Nestroy gepflogene Zweideutigkeit 
und Selbstironisierung beraube die un-
teren Klassen ihrer kostbarsten Klein-
ode, der sittlichen Grundanschauung al-
ler Dinge und des gläubigen Vertrauens 
gegen Menschen.4 Wahr ist, dass die Ob-
rigkeit von Komödien und Couplets sich 
allerhand – wenn auch bei weitem nicht 

alles – gefallen ließ, zum schließlichen 
Machtverlust werden Subversion, Spott 
und Witz dennoch beigetragen haben. 
Die Differenz zwischen Spott (zerset-
zend/subversiv) und Kritik (erhebend/
konstruktiv) ist ein politisches Thema 
geblieben.5 Im politischen Kabarett lebt 
das Couplet fort, beispielhaft Helmut 
Qualtingers Produktionen („der Papa 
wird’s scho richten“).6

Zensur. Die existenziellen Nöte der 
Literaten, die zwischen notwendiger 
Gedankenfreiheit und realer Obrigkeit 
lavieren mussten, kann nachfühlen, wer 
sich in Franz Grillparzers „Erinnerun-
gen aus dem Jahre 1848“ einliest.7 Unter 
anderem da geht es da um die kleine 
Geschichte einer 1845 verfassten Denk-
schrift über die „gegenwärtigen Zustän-
de der Censur“. Weil die Regierung alles 
hasst, was nach Koalitionen riecht, rät 
G. ab, weil er nicht als Zensurfreund da-
stehen will, unterschreibt er schließlich 
doch als Dritter. Erwartungsgemäss 
weist Metternich die Petition zurück, 

(1) Norbert Bachleitner, Der englische und französische Sozialroman des 19. Jahrhunderts und seine Rezeption in Deutschland Wien 1993, bzw. Norbert Bachleitner, 
Kleine Geschichte des deutschen Feuilletonromans, Gunter Narr Verlag Tübingen, 1999 (2) Zum Couplet: www.linkfang.de/wiki/Couplet (3) https://de.wikipedia.
org/wiki/Wiener_Couplet (4) Gesammelte Werke von Karl Gutzkow, Bd. 3, S.269 ff. „Wiener Eindrücke“. Digital:http://reader.digitale-sammlungen.de/de/fs1/
object/display/bsb10604054_00005.html (5) Direkt zu Gutzkow/Nestroy siehe auch: Hubert Lengauer / Primus Heinz Kucher (Hg.) Bewegung im Reich der Immo-
bilität. Revolutionen in der Habsburgermonarchie 1848-49. Literarisch-publizistische Auseinandersetzungen, Wien 2001 (6) siehe 2 (7) http://gutenberg.spiegel.
de/buch/erinnerungen-aus-dem-jahre-1848-1519/1 (8) https://de.wikipedia.org/wiki/Ferdinand_Georg_Waldm%C3%BCller

Aus der Geschichte der österreichischen  
Gewerkschaftsbewegung vor 1848

1840er-Jahre: Auf leisen 
Sohlen kommt die  
Solidarität in die Welt
In der „Geschichte der österreichischen 
Gewerkschaftsbewegung von den Anfängen 
bis 1945“ (© 2016 by Verlag des Österreichi-
schen Gewerkschaftsbundes GmbH, Wien) 
von Peter Autengruber findet sich eine um-
fassende Darstellung der österreichischen 
Gewerkschaftsbewegung. 

Spätestens im 18. Jahrhundert waren 
aus den Gesellen Lohnarbeiter in Hand-
werksbetrieben geworden. Ihr soziales 
Ansehen war so weit gesunken, als dass 
die Bezeichnung „Knechte“ in Gebrauch 
kam. Die Gesellen probten den Auf-
stand. Unter anderem wird von einem 
Lakaientumult 1704 in Wien berichtet. 
1715 streikten die Wiener Schusterge-
sellen. In der Folge gab es eine Reihe 
von länderübergreifenden Aufständen, 
die vom Militär niedergeschlagen wur-
den. Zwei Schustergesellen wurden zum 
Tode verurteilt und öffentlich gehenkt.

In Wien, Niederösterreich und Ober-
österreich wurden die Bruderschaf-
ten durch die Handwerkspatente von 

1731/32 völlig entrechtet und durch ein 
Koalitionsverbot praktisch aufgelöst. 
In einigen anderen heutigen Bundes-
ländern blieben sie zwar noch formal 
bestehen, konnten die Interessen ihrer 
Mitglieder aber kaum noch wirksam 
vertreten.

Eine Ausnahme bildeten die Bruder-
schaften der Buchdrucker. Diese unter-
standen bis 1765 den Universitätsbehör-
den. Sie fühlten sich mit den übrigen 
Arbeitern noch nicht solidarisch. 

Unterstützungsvereine und Fabrikskassen

1824 gründeten Buchdrucker in Linz 
eine Kranken- und Sterbekasse. Am 1. 
August 1824 gründeten Wiener Buchdru-
cker und Schriftgießer einen Unterstüt-
zungsverein für erkrankte Arbeiter. An 
den elenden Arbeitsverhältnissen konnte 
dieser Verein aber nichts ändern. Um 1840 
wurden in Öster-
reich Fabrikskas-
sen gebildet, doch 
diese Entwicklung 
wurde 1845 vom 
Absolutismus ge-
stoppt. Neben die-
sen Fabrikskassen 
und einigen Unter-
stützungsvereinen 
der Buchdrucker 
war nichts, was an 

eine moderne Arbeiterbewegung oder 
Gewerkschaftsbewegung gemahnte. Zu 
dieser Zeit waren im Westen Europas 
die ersten Gewerkschaftsvereine und 
Arbeitervereine entstanden. Erst die 
Märzrevolution 1848 ermöglichte wieder 
die Gründung solcher Unterstützungs-
kassen in Österreich. „Es gab Versamm-
lungen in den Betrieben, und plötzlich 
fanden sich auch Führer dieser Arbei-
tergruppe, unter denen der Schriftsetzer 
Karl Scherzer der bedeutendste war. Ein 
Forderungsprogramm wurde entworfen, 
das von einem achtgliedrigen Ausschuß 
dem Gremium, der Organisation der 
Unternehmer, übergeben wurde. Dar-
in wurde ein angemessener Lohntarif, 
Beschränkung der Lehrlingszüchterei, 
Verbot der Frauenarbeit, ein zehnstün-
diger Arbeitstag und der freie Sonntag 
verlangt. Ein besonderer Erfolg war 

die Aufhebung der 
Sonn- und Feier-
tagsarbeit. Der 6. 
August 1848 war 
der denkwürdige 
Sonnntag, an dem 
in den Wiener Dru-
ckereien nicht mehr 
gearbeitet wurde.“ 
(Alfred Magaziner)

 augustin kargl, 
 steiermarkRevolution 1848: Verteilung des Volksblattes.Quelle: Das Rote Wien

Literatur: „Geschichte der österreichischen Gewerkschaftsbewegung von den Anfängen bis 1945“ (© 2016 by Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
GmbH, Wien) Peter Autengruber, Herbert Steiner, Karl Marx in Wien, Europaverlag, 1978. Alfred Magaziner, Die Vorkämpfer, Europaverlag, 1979
Die Skripten können beim Österreichischen Gewerkschaftsbund angefordert werden oder stehen in der Skriptendatenbank des ÖGB als Download zur zur Verfügung.
Empfehlung: Ein Klassiker zum genaueren Kennenlernen der österreichischen Gewerkschaftsbewegung: Klenner Fritz, Die Österreichische Gewerkschaftsbewe-
gung, 1951, Verlag des Österreichischen Gewerkschaftsbundes. Als Neuausgabe: Die österreichische Gewerkschaftsbewegung – Von den Anfängen bis 1999, Klenner 
Fritz, Pellar Brigitte. 1064 Seiten, 1. Auflage, 31.12.2000 Reihe: Zeitgeschichte, ÖGB-Verlag, ISBN 978-3-7035-0765-6, Hardcover
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1840 Fabrikkassen. Die ersten Unterstützungsvereine in Öster-
reich wurden um 1840 gegründet, damit sich die Arbeiter bei Krankheit, Unfall, Arbeits-
losigkeit oder im Alter finanziell absichern konnten (die sogenannten Fabrikskassen). 

Oftmals übersehen wird die Stärke 
industrieller Kerne Österreichs im 19. 
Jahrhundert (Böhmen, Mähren und 
Schlesien, Steiermark): Eisen- und 
Stahlindustrie, Erzbergbau und Textil-
industrie. Die Gründung von Fabrikkas-
sen stellt einen Anfang von kollektiven 
Sicherungssystemen für Industriearbei-
ter dar – wie kam es dazu.

In den Fabriken fanden sich Anfang 
des 19. Jahrhunderts zahlreiche Hand-
werker wieder, die zuvor in Zünften, 
also streng exklusiv für Mitglieder 
eigener Profession, organisiert waren 
und von dort Sicherungssysteme für 
Krankheits-, Sterbe-, Erziehungs- und 
Armutsfälle begründet hatten. Diese 
„Reste zünftischer Bruderschaften“1 
mit ihren Sicherungssystemen, oft auf 
religiöser Fürsorgephilosophie basiert, 
fand sich zuvor in sogenannten Pri-

vatvereinen wie den 1683 in Wien ge-
gründeten „Privatverein der in Wien 
befindlichen K. u. K. Rechnungs- und 
Controlsbeamten zu wohlthätigen 
Zwecken für sich und ihre Familien-
mitglieder“ oder: (1785) „Witwen- und 
Waisensocietät des Wiener medicini-
schen Doctorencollegiums“; Ähnliches 
für juridische Doctorencollegiums, 
Wundärzte, Tonkünstler, bildende 
Künstler, Gold- und Juwelenarbei-
ter, den Handelsstand, Livreediener, 
Handlungsdiener, Oberlehrer…1,2,3

Die Idee, Kassen anzulegen, kam also 
wohl aus Impulsen von Akteuren aus 
Handwerkerzünften, die Erfahrung 
mitbrachten von erprobten Einrichtun-
gen. Und doch kann die Gründung von 
Fabrikkassen als Bewegung von der Ba-
sis her verstanden werden mit einer von 
Anfang an eigenständigen Organisation 
aus dem Fabrikarbeitermilieu heraus. 
Fabrikkassen, „die die Unterstützung 
von in Not geratenen Kameraden be-
zweckten“, wurden zuerst in der „Kat-
tunindustrie“, dazu gehörten Baum-
wollspinnereien, -webereien, -drucke-
reien und entsprechende Handels- und 
Vertriebseinrichtungen im Reichsteil 
Böhmen gegründet. Gerade auch im 
Hinblick auf das Recht, Ansprüche aus 
der Mitgliedschaft in einer Fabrikkas-
se über die Grenze hinaus mitnehmen 
zu können, war dies eine völlig neue 

die Initiatoren veröffentlichen sie im 
Ausland, und in dieser Fassung liest 
G. seinen Namen an die erste Stelle der 
Unterzeichner gerückt, die Initiatoren 
hatten „ihre voranstehenden Namen 
durch einen Kunstradierer ausradieren 
lassen und sich in die Mitte des Haufens 
eingeschrieben (…), so daß ich, der ich 
allein den Schritt mißbilligt, nun als Rä-
delsführer an der Spitze stand“.7 – 1848 
brachte im Habsburger Reich der Presse 
Freiheiten und parallel entstand eine 
Roman- und Novellenliteratur, die das 
Kulturerbe der Welt bereichert.
 martin fochler, münchen

Genrebilder mit Hinweis auf 
kritikwürdige Zustände. Ferdi-
nand Georg Waldmüller verdien-
te sein Geld in den Jahren des 
Vormärz vor allem mit Adels-
porträts, nachdem er 1827 den 
Auftrag erhalten hatte, Kaiser 
Franz I. abzubilden. Auch wenn 
manches an seinen Bildern an 
Biedermeier idylle erinnert, war 
er sowohl technisch als auch in-
haltlich ein durchaus scharfer 
Beobachter seiner Zeit. Gegen 
die akademische Malerei trat er 
für das Naturstudium und die 

Freiluftmalerei ein. Es finden sich auch 
Abschilderungen sozialer Katastro-
phen, wie das hier abgebildete Gemälde 
von 1847 mit dem Titel „Die Pfändung“. 
Da Waldmüller von Metternich, dem 
obersten Zensor des österreichischen 
Kaiserreichs protegiert wurde, konnte 
er den Blick auch auf die dunklen Seiten 
der sozialen Wirklichkeit lenken, wo-
bei die Kritik an diesen Zuständen im 
Kopf des Betrachters entstehen konnte, 
aber nicht musste. Mit einem „es ist halt 
so“, konnte man auch weitergehen zum 
nächsten Bild.8
 alfred küstler, stuttgart
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nSelbsttätigkeit. „Im Österreich vor 1848 

war „nicht die geringste freie Regung … 
zugelassen, Vereinsleben höchstens ein 
paar Unterstützungsvereine auf privater 
Basis“1 Julius Deutsch zitiert den Be-
richt, den das böhmische Landesguber-
nium (Zentralregierung einer Provinz 
der K.u.K.-Monarchie) nach „stürmi-
schen Streikunruhen“ 1844 anfertigen 
ließ und der hier auszugsweise wieder-
gegeben wird:
„4. …. alle diese Druckervereine des In-
landes und des Auslandes stehen unter-
einander insofern in Verbindung, als ein 
jedes Mitglied eines solchen Vereines, … 
überall, wo ein solcher Verein besteht, 
eine Unterstützung (Reisegeld) und Auf-
nahme in den Verein für den Fall seines 
längeren Aufenthaltes anzusprechen be-
rechtigt ist.“

8. „… ein förmliches, organisiertes 
Pensionsinstitut, welches schon im Jah-
re 1804 durch einen namhaften Beitrag 
des Fabrikherrn Ingenieur Leitenberger 
mit 7000 Gulden Konventionsmünze ins 
Leben gerufen wurde ….“

„10. …den Reichstädter Druckern 
von den Wernstädter Druckern verwei-
gerten Aufnahme in den Kassenverein 
und hierdurch vereitelten Eintrittes der 
Reichstädter Drucker in die Arbeit ….“ 
Kassenmitgliedschaft war Vorausset-
zung für einen Arbeitsvertrag. 

Die Fabrikkassen standen nicht in 
unauflöslichem Gegensatz zur Obrig-
keit und auch nicht zum Fabrikherrn, 
dennoch ist nicht verwunderlich, dass 
diesem Bericht ein Verbot („böhmisches 
Gubernialdekret vom 14. März 1845“) 
„jeglicher Geldsammlung unter Fabrik-
arbeitern, die nicht vorher von der Be-
hörde genehmigt worden war“ auf den 
Fuß folgte (zwei Tage nach Vorlage des 
Berichts).1 Dennoch musste die Existenz 
der Kassen zugelassen werden.

Die einzige Kunde von den „Ideen 
des westeuropäischen Sozialismus“ 
wurde von wandernden Gesellen nach 
Österreich hineingetragen, bzw. zu-
rückgebracht „von der Wanderschaft 
in Deutschland und in der Schweiz.“1 

Hochverrat und schwere Kerkerstrafen 
waren die Folge von Verdächtigungen. 

Mit den Fabrikkassen war, das weist J. 
Deutsch nach, ein wirksamer Impuls für 
Selbstorganisation in die Welt gekom-
men. Sie werden als Basis für die Entste-
hung von Gewerkschaften wahrgenom-
men. Politische Organisationsprozesse 
werden folgen. Das Revolutionsjahr 1848 
war dann auch nicht mehr weit.

  eva Detscher, karlsruhe

Quellen: (1) Julius Deutsch: Geschichte der 
österreichischen Gewerkschaftsbewegung. I. 
Band; Wien 1929; Wiener Volksbuchhandlung, 
Wien VI (2) Geschichte der sozialen Ideen in 
Deutschland: Sozialismus — Katholische … von 
Walter Euchner, Helga Grebing, F.-J. Stegmann, 
Peter Langhorst, Traugott Jähnichen, Norbert 
Friedrich; Springer Verlag 2005 (3) Hans von 
Perthaler’s auserlesene Schriften. Zweiter 
Band. Wien 1883, Wilhelm Braumüller, k.k. Hof- 
und Universitätsbuchhändler 



P
o

l
i

t
i

s
c

h
e

 
B

e
r

i
c

h
t

e
 

–
 

Z
e

i
t

s
c

h
r

i
f

t
 

f
ü

r
 

l
i

n
k

e
 

P
o

l
i

t
i

k

Inhalt 
Aktuelles 2

Die nächste Ausgabe der Politischen Berichte erscheint in vier Wochen am 18. August 2016.
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Zweifel an Polizeistatistik: Mehr Trans-
parenz zu rechten Straftaten! Bochum • 
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• Wehret den Anfängen – Kasseler 
Linke sieht Verstoß gegen Geschäfts-
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gekürzt werden: RheinSiegKreis • So-
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nicht mit: Bremen • Einjahresbilanz 
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ohne Impuls gegen Armut und soziale 
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Rechtsaußen im Rathaus  18
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1840er-Jahre: Auf leisen Sohlen kommt die  
Solidarität in die Welt 22
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11. bis 13. August: Sommerschule 2016 der  
ArGe Konkrete  Demokratie – Soziale Befreiung
Die Sommerschule 2016 beginnt am Donnerstag, 11.8. (14 Uhr), und dauert bis 
Samstag, 13.8.2016 (17 Uhr).

Zwischen Gesellschaft und Gemeinschaft: Die Genossenschaften
Kann die Genossenschaftswirtschaft 
etwas, das Märkte nicht leisten? Dieser 
Frage wollen wir uns im Kurs Wirt-
schaft der Sommerschule nähern.

In einem ersten Schritt werden wir 
einen Blick auf Anfänge dieser Form 
des Wirtschaftens werfen und nach-
schauen, welche Hoffnungen, Kritiken 
und Deutungen die zeitgenössischen 
emanzipativen Bewegungen sie beglei-
teten.

Sodann wollen wir Beispiele des 
Genossenschaftswesens in den wach-
senden Industriegesellschaften be-
trachten und verstehen, wieso sie den 
unerbittlichen Hass der faschistischen 
Politik auf sich zogen, die, wo sie an 

die Macht gelangte, zur Vernichtung 
schritt.

Vor allem geht es uns aber um die 
Chancen genossenschaftlichen Wirt-
schaftens heute, dabei geht es uns nicht 
nur um praktische Beispiele und Mög-
lichkeiten der politischen Förderung, 
uns interessiert auch, ob diese Art des 
Wirtschaftens einen Kontrapunkt zur 
Steuerung bloß über zahlungsfähige 
Nachfrage setzen kann.

Die Materialmappe ist noch in Arbeit, 
wer an der Stoffsammlung mitwirken 
will, wende sich bitte über argeagw@
linkekritik.de an die Vorbereitungs-
gruppe.
 martin fochler, rüdiger lötzer 

Fürsorge – Aufgabe der Gesellschaft und Thema der Religionen
Unter diesem Arbeitstitel wollen wir in 
der Sommerschule unter den folgenden 
drei Gesichtspunkten die Akteure im 
Fürsorgebereich untersuchen. Dabei 
geht es weniger um die als staatlich 
verfasste Organisationen der Fürsor-
ge, welche oft aus der Forderung der 
Übernahme dieser bislang von den Re-
ligionsgemeinschaften erfüllten Auf-
gabe entstanden, sondern mehr um die 
Fürsorge der religiösen Vereinigungen 
(wie Caritas, Diakonie; Entsprechen-
des bei Muslimen und Juden usw.).

Untersuchungsgegenstände wären 
daher:

1. Theologischer Background (Chris-
ten z.B. Bergpredigt, Entsprechendes 

bei Muslimen, sodann auch Entspre-
chendes beim jüdischen Gemeinschaf-
ten).

2. Moderne Begründung dieser Für-
sorge durch Religionsgemeinschaften, 
eigene Definitionen durch die Organi-
sationen selbst, Entstehung moderner 
Normen.

3. Besonderheiten im Hinblick auf 
die Verortung innerhalb des Staats-
gebiets der Bundesrepublik (staatliche 
Anerkennung usw.). Insbesondere die 
Verknüpfung mit dem hiesigen Staats-
gebilde, bestehende und angestrebte 
Institutionalisierungen.

 eva Detscher

Organisatorisches
Wir tagen und übernachten in der Ju-
gendherberge „Hochheimer Straße“, 
da die Räume in der Klingenstraße 
renoviert werden.
Adresse: JH Erfurt, Hochheimer Str. 
12, 99094 Erfurt, Tel. 0361 5626705.
Die JH ist vom Bahnhof Erfurt mit der 
Straßenbahn 6 bis Endstation Steiger-
straße zu erreichen. Von dort sind es 
noch ca. 200 m Fußweg.
Die Kosten für Ü/F betragen 31 Euro/
Tag und Person.
Bettwäsche ist vorhanden, bitte Hand
tücher mitbringen.

Mittag-/Abendessen können auf 
Wunsch in der JH eingenommen wer-
den. Bitte bei der Anmeldung angeben.
Auf Antrag können in begrenztem Um-
fang auch Reisekosten übernommen 
werden.
Wir sind wie immer als Gruppe ange-
meldet und haben eine gewisse Anzahl 
an Betten reserviert. Um die Anzahl 
entsprechend der Anmeldungen an-
passen zu können, bitte wir euch um 
Anmeldungen bis 15. Juli und nur bei 
hanne-reiner@onlinehome.de oder te-
lefonisch 030-39808805.


